
Die SPÖ beginnt das Jahr mit 
Kerns „Plan A“. Finanz-
minister Schelling von der 
ÖVP kontert mit der For-
derung nach einem neu-
en Sparpaket. Strache stößt 
bei seiner Neujahrsrede ins 
gleiche Horn. Kerns Ant-
worten auf soziale Proble-
me kommen aus dem Re-
pertoire der Wirtschafts-
kammer: Arbeitszeitle-
xibilisierung, Kürzungen 
im Öfentlichen Dienst etc.. 
Strache und Schelling sind 
gegen Erbschaftssteuern, 
Kern will diese erst ab ei-
nem Erbe (pro Person) von 
1.000.000 Euro. Der Unter-
schied zwischen den Par-
teien liegt in etwas mehr 
(SPÖ, FPÖ) bzw. etwas we-

niger (ÖVP) sozialer Rheto-
rik. Die Praxis unterschei-
det sich allerdings kaum.

Hintergrund ist nicht nur 
die längst nicht überwun-
dene Krise der Wirtschaft, 

sondern auch der 2012 be-
schlossene österreichi-
sche Stabilitätspakt. Seit 
Jahresanfang dürfen Bun-
desländer und Gemeinden 
so gut wie keine neuen 
Schulden mehr aufneh-
men. Existierende Schul-
den müssen rasch abge-
baut werden. Alle Poli-
tikerInnen wollen, dass 
Schulen, Unis und Spitäler 
nach „marktwirtschaft-
lichen“ Kriterien organi-
siert werden. Das bedeu-
tet weniger Geld und we-
niger Leistungen. Und 
auch wenn sie stets beto-
nen, wie gut der österrei-
chische Sozialstaat sei: je-
deR siebente hierzulande 
ist armutsgefährdet!

2017, soviel kann man 
auch ohne Kristallkugel 
sagen, wird kein leichtes 
Jahr werden. Wirtschafts-
kammer und Industriel-
lenvereinigung haben lan-

ge Wunschlisten an die Re-
gierung und die Gewerk-
schaft steht eher hillos 
daneben. Wenn die Spit-
zen der Gewerkschaften 
den Widerstand nicht or-
ganisieren, dann müssen 
wir das selbst tun. Nicht 
weil es so lustig ist, son-
dern weil wir kein weiteres 
Jahr brauchen, wo die Re-
gierung auf unsere Kosten 
die Reichen immer reicher 
macht. Und weil nur ei-
ne kämpferische Gewerk-

schaftspolitik die FPÖ zu-
rückdrängen kann. Apro-
pos: Vor hundert Jahren, 
1917, da haben die „norma-
len“ Menschen in Russland, 
die Frauen, die Kleinbau-
ern, die ArbeiterInnen die 
Herrschenden zum Teufel 
gejagt und selbst die Macht 
übernommen. Das wär 
doch mal was, anstatt eine 
miese Regierung durch ei-
ne andere miese Regierung 
zu ersetzen! 
  Sonja Grusch

Die SLP fordert:
 
 F Schluss mit allen 
Kürzungsmaßnahmen, 
egal ob von Bund 
oder Land.
 F Für kämpferische 
Gewerkschaften, die 
endlich Widerstand 
organisieren.
 F Nein zum täglichen 
Wahnsinn des 
Kapitalismus.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Sparen bei unserer Gesundheit 
Einmal mehr steht „Gesundheitsreform“ für „Tot-
sparen“. Auch nicht neu ist, dass der Widerstand 
gegen eine solche „Reform“ nicht vom ÖGB, son-
dern von der Ärztekammer ausgeht. Folglich 
kommen Beschäftigte aus dem Gesundheitsbe-
reich und PatientInnen der „allgemeinen Klasse“ 
in der medialen Debatte kaum zu Wort. Doch das 
sind die Opfer der „Reform“.                 Seite  2 

Hong Kong: Regierungschef geht
Leung Chun-ying („CY“), ist zurückgetreten – 
Millionen Menschen in Hong Kong feiern die-
se Neuigkeiten. Sein Rücktritt ist Ausdruck der 
Nervosität in Peking angesichts wiederkehren-
der Proteste und letztlich auch ein Sieg der Re-
genschirmbewegung. Sally Tang mei-ching von 
Socialist Action schreibt über Hintergründe und 
Perspektiven.                          Seite   12

Schwerpunkt
Wohnen ist ein Menschen-
recht. Aber selbst im rei-
chen Österreich bringt es 
das kapitalistische Sys-
tem mit sich, dass es 
nicht ausreichend leist-
baren Wohnraum gibt.                    
                                Seiten 7-10
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Egal in welcher Farbe die 
„Pläne“ daherkommen: 
Sie sind  neoliberaler 
Einheitsbrei.

Unser Plan: 

Widerstand!
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von Sonja Grusch 99 Jahre nach 
Ende der Monarchie scheinen 
auch die Landesfürsten Ge-
schichte zu werden. Pröll dankt 
ab, Häupl bringt seinen Nach-
folger in Stellung und auch 
Pühringer wird wohl bald ge-
hen. Den Herren wird nicht fad 

werden, Wein, Weinköniginnen und Männerbünde 
gibt es auch weiterhin. Auch wenn die Gründe für 
die Rückzüge unterschiedliche sein mögen, so ist der 
politische Hintergrund ein gemeinsamer: nämlich 
die Krise der etablierten Parteien und des bürgerli-
chen „demokratischen“ Systems. Ein internationa-
les Phänomen: Parteien, die jahrzehntelang regier-
ten, zerbröseln. Das Vertrauen in PolitikerInnen ist 
im Keller und ihre „Halbwertszeit“ sinkt. Regierun-
gen werden selten bei Wahlen bestätigt. Beim Welt-
wirtschaftsforum in Davos diskutieren die Eliten aus 
Wirtschaft und Politik über „Populismus“. Ein Aus-
druck ihrer Angst vor dem Kontrollverlust. Denn 
wenn die Mächtigen dabei scheitern, ihre zentralen 

Projekte (Clinton, EU) durchzubringen, dann klin-
gen die Alarmglocken. Überlegungen der SPÖ für 
ein Mehrheitswahlrecht gehen in dieselbe Richtung. 
Die Ursache all dessen ist die Wirtschaftskrise. Seit 
2007/08 tümpelt die Wirtschaft vor sich hin. Die Re-
gierungen und ihre Maßnahmen wirken hillos bzw. 
nicht und haben Armut und Arbeitslosigkeit ver-
größert. Es liegt nicht daran, dass sie ihre Arbeit 
nicht gut „kommunizieren“ könnten, sondern dar-
an, dass ihre Arbeit nicht „gut“ für die Mehrheit der 
Menschen ist. Weil Kapitalismus nicht „gut“ für die 
Mehrheit der Menschen ist. Die Krise der bürgerli-
chen Demokratie ist daher auch eine Krise des kapi-
talistischen Systems. Und das ist eigentlich auch gut 
so. Nur dürfen wir es den Rechten nicht überlassen, 
hier „Antworten“ zu geben, sondern brauchen lau-
te, kämpferische und sozialistische Antworten. Und 
diese bedeuten auch eine neue und echte Form von 
Demokratie: in Gesellschaft und Wirtschaft.

2015 waren rund 100.000 
Menschen in Österreich 
gar nicht krankenversi-
chert. In Wien stehen 1.659 
KassenärztInnen (Tendenz 
sinkend) 3.484 Wahlärz-
tInnen (Tendenz steigend) 
gegenüber. Mit über 30% 
privatem Anteil an der Fi-
nanzierung der Gesund-
heitsausgaben liegt Öster-
reich weltweit im Spitzen-
feld. Wartelisten für wich-
tige Untersuchungen und 
Behandlungen sind ohne 
Zusatzversicherung lange. 
Zwei Beispiele: In Ober-

österreich liegt die War-
tezeit für ein künstliches 
Hüftgelenk im Schnitt bei 
70-180 Tagen. 18,4% der 
KrebspatientInnen in Ös-
terreich, die eine Strah-
lentherapie benötigen, be-
kommen sie nicht. Diver-
se Studien und Umfragen 
beweisen, dass Wartelis-
ten mit Besuchen in Pri-
vatordinationen umgan-
gen werden können – auch 
wenn die eigentliche Be-
handlung dann in öfent-
lichen Krankenhäusern 
stattindet.

3-Klassen-Medizin
in Österreich

Eine Investitionsoffensive
 ist nötig…

Die politische Krise folgt
der Wirtschaftskrise
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…um die medizinische Ver-
sorgung aller Menschen, 
die hier leben, sicherzu-
stellen. Die Gangbetten-
Debatte zeigt deutlich, dass 
mehr Personal nötig ist: 
Zusätzliche Stationen exis-
tieren, werden aber nicht 
betrieben. Existierende 
Computer, MRT und an-
dere Geräte können (v.a. in 
Krankenhäusern am Land) 
nicht rund um die Uhr ver-
wendet werden. All das, 
weil kein Personal dafür 
eingestellt wird. Ordinati-
onen von KassenärztInnen 

schließen und hinterlas-
sen Versorgungslücken. Es 
braucht eine Ausbildungs- 
und Beschäftigungsofen-
sive bei ÄrztInnen, in der 
Plege und beim medizi-
nisch-technischen Perso-
nal. Aber auch Nachrüs-
tung und zusätzliche An-
schafungen, um alle nö-
tigen Untersuchungen und 
Behandlungen durchzu-
führen und die 3-Klassen-
medizin zurückzudrängen. 
Geld für all das ist da – bei 
den Reichen. Wir müssen 
es uns nur holen!

Die Schlagwörter von Minis-
terin Oberhauser zur Ge-
sundheitsreform – multi-
professionelle Primärver-
sorgungszentren – klingen 

nach Gesundheitsvorsorge 
und Prävention. Sie wür-
den Sinn machen, wür-
den sie zusätzliche Mittel 
bedeuten. Die Ausgaben 
für das Gesundheitswesen 
werden stattdessen aber 
gedeckelt und ans BIP-
Wachstum (das seit Jahren 
mager ist) gebunden. Das 
reicht nicht, um bei stei-
gender Lebenserwartung 
und Bevölkerungszahl den 
Ist-Zustand zu halten. Der 

ist schon jetzt verheerend 
für alle, die keine Leistun-
gen zukaufen können.

Im ÖGB sind viele Be-
trofene (und Beschäftig-

te im Gesundheitswesen) 
Mitglied, die Interesse an 
einem Ausbau der Primär-
versorgung haben. Der 
ÖGB versucht aber nicht 
einmal, sie zu mobilisie-
ren. Widerstand kommt 
aus der Ärztekammer: Der 
Sparkurs der Regierung 
gerät in Konlikt mit den 
Interessen einer Schicht 
reicher ÄrztInnen (Pri-
mare, OberärztInnen mit 
eigener Ordination,...), 

die ihre Privilegien vertei-
digen. Aber auch die Ar-
beitsbedingungen für im 
Krankenhaus angestell-
te ÄrztInnen verschlech-
tern sich. Unter langen 
Dienstzeiten und Über-
stundendruck leidet auch 
die Behandlungsqualität. 
Für niedergelassene Ärz-
tInnen (z.B. in ländlichen 
Regionen) bedeuten die 
„Primärversorgungszent-
ren“ eine Konkurrenz. Sie 
können – von der Regie-
rung forciert – das (bereits 
lückenhafte) Netz von Or-
dinationen ersetzen und 
so weitere Verschlechte-
rungen im Gesundheits-
wesen bedeuten. Gesund-
heitsversorgung wird im-
mer weiter privatisiert 
– und das können sich im-
mer weniger leisten.

Flo Klabacher, 
Krankenpleger

Die auf den ersten Blick 
fortschrittlichen Reformansätze 
sind getarnte Kürzungen.

Sparen bei unserer Gesundheit
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War die Bundespräsiden-
tenwahl ein grüner Sieg? 
Van der Bellen landet mit 
diesem Wahlkampf in der 
Hofburg - die Grünen im 

Zentrum des Establish-
ments. In seinem Ver-
such, neben Hofer nicht 
als schlechter Patriot da-
zustehen, hat VdB einen 
konservativen, nationa-
listischen Wahlkampf ge-
führt, in dem er sich als 
zuverlässiger Kandidat 
der Reichen und Mäch-
tigen präsentierte. Be-
zeichnend dafür ist seine 
unkritische EU-Begeiste-
rung.

Für viele bei den Grü-
nen und besonders ih-

ren Vorfeldorganisatio-
nen ist das eine schwie-
rige Situation. Wer die 
Grünen immer noch als 
eine "alternative", als ei-

ne "linke" Partei sieht, 
dem muss dieser Kurs 
schwer im Magen liegen. 
Der Richtungsstreit zwi-
schen Pilz und Glawisch-
nig um die Notwendig-
keit des "Populismus" ist 
Ausdruck dafür. In ei-
ner Zeit, in der es in Ös-
terreich keine große lin-
ke Partei gibt, ist es zwar 
falsch, aber verständlich, 
wenn die sich wenigstens 
ge s el l s ch a f t sp ol it i s ch 
noch oft als "links" posi-
tionierenden Grünen als 

linke Partei wahrgenom-
men werden. Aber selbst 
in gesellschaftspoliti-
schen Fragen wandert die 
Partei nach rechts, wo sie 

wirtschafts- und sozial-
politisch längst steht. Die 
Grünen sind keine lin-
ke Alternative, die Arbei-
terInnen und Armen et-
was zu bieten hätte außer 
Fortführung der bisheri-
gen arbeiterInnenfeindli-
chen neoliberalen Politik 
mit netterer Wortwahl. 
Hauptanliegen der Grü-
nen ist nicht, Fürspre-
cher der Interessen der 
Masse der Bevölkerung zu 
sein, sondern Kapital und 
akademischem Klein-

bürgertum zu beweisen, 
wie staatstragend, unge-
fährlich und konventio-
nell man in Regierungs-
verantwortung handeln 
wird. 

Wer für ArbeiterInnen-
rechte, Wiederherstel-
lung des Sozialstaates und 
wirklichen, über Phrasen 
hinausgehenden Schutz 
der Rechte diskriminier-
ter Gruppen eintreten 
will, ist dort falsch. Der 
braucht etwas anderes als 
die Grünen - nämlich ei-
ne neue ArbeiterInnen-
partei. Die würde nicht 
zuletzt all jenen Linken 
eine Alternative bieten, 
die noch bei den Grünen 
sind, den Kurs dieser Par-
tei aber eigentlich nicht 
(mehr) mittragen kön-
nen. 

Fabian Lehr

Gewerk schaf ter Innen 
und Linke werden ent-
lassen oder verhaf-
tet. KurdInnen werden 
vertrieben und Tausen-
de getötet. In der Türkei 
ist die Rechte auf dem 
Vormarsch. Auch in 
Österreich können sich 
Rechtsextreme aus der 
Türkei ofen organisie-
ren. UnterstützerInnen 
Erdogans schließen sich 
in der Union Europä-
isch-Türkischer Demo-
kraten UETD zusam-
men. Deren Anhänge-
rInnen fallen u.a. mit 
Morddrohungen gegen 
eine ORF-Moderato-
rin und Angrifen gegen 
kurdische Lokale auf. 

Noch größere Gefahr 
geht von der Avustu-
rya Türk Federasyon 
ATF aus, der Auslands-
organisation der türki-
schen MHP, besser be-
kannt als Graue Wöl-
fe. Die Wölfe sind eine 
antisemitische und fa-
schistische Bewegung, 
die nicht vor Gewalt 
zurückschreckt. In den 
70ern ermordeten sie 
in der Türkei rund 700 
Menschen, auch in Eu-
ropa kam es zu An-
schlägen. Die ATF stellt 
sich heute als harmlo-
ser Verband von Sport- 
und Kulturvereinen 
dar, tatsächlich greifen 
sie immer wieder poli-
tische GegnerInnen an. 
Das hindert die herr-
schende Politik nicht 
daran, mit ihnen zu-
sammenzuarbeiten. In 
Linz kooperierte lange 
die SPÖ mit dem dor-
tigen ATF Verein, der 
sogar einen Sitz im In-
tegrationsrat der Stadt 
erhielt. PolitikerInnen 
aus ÖVP und SPÖ ver-
helfen der ATF regel-
mäßig zu Räumlichkei-
ten für Veranstaltun-
gen, kürzlich für ein 
Konzert in Ried. Vie-
le Inhalte ihrer Ideolo-
gie, wie Nationalismus, 
Gewaltverherrlichung 
und Sexismus, teilen 
türkische mit österrei-
chischen Rechtsextre-
men. Deren rassistische 
Hetze bereitet Verei-
nen wie der ATF einen 
fruchtbaren Boden und 
umgekehrt.

 Manuel Schwaiger

Der rechte Rand

Wo immer die Grünen an/
in der Regierung sind 
wird deutlich: ihre Praxis 
unterscheidet sich nicht 
von der anderer Partei-
en. Es wird genauso ge-
kürzt und Frauen und 
Jugendliche sind davon 
besonders betroffen. Es 
wird genauso abgescho-
ben und gegen die Ärms-
ten vorgegangen. Und die 

„Mitbestimmung“ reicht 
über die Farbe der U-
Bahnlinie nicht hinaus. 
An ihren Taten sollst du 
sie messen…

In Tirol und Salzburg sit-
zen Grüne seit 2013 in der 
Landesregierung. Von ei-
ner sozialeren Hand-
schrift ist dabei wenig zu 
spüren. 2015 wurden in 
Tirol erhebliche Kürzun-
gen in der mobilen Plege 
alter und kranker Men-
schen beschlossen. Die 
weggefallenen Leistungen 
sollen Angehörige künftig 
privat bezahlen. In Salz-
burg wurde 2014 der vom 
Land gezahlte Zuschuss 
zur Kinderbetreuung um 
50% gekürzt.

Die schwarz-grüne Vorarl-
berger Landesregierung 
macht momentan Schlag-
zeilen mit ihrer Ankün-
digung, auf eigene Faust 
die Mindestsicherung 
zu kürzen. Im November 
kündigte Landeshaupt-
mann Wallner an, die 

"prinzipielle Zielrichtung" 
seiner Kürzungspläne 
sei nicht nur in seiner 
ÖVP, sondern auch beim 
grünen Koalitionspart-
ner klar. In Wien wird ein 
Sparpaket von 10% ge-
schnürt („WiStA“).

In Oberösterreich amtier-
te seit 2003 eine schwarz-
grüne Koalition. Die 2011 
beschlossene Spitalsre-
form sieht bis 2020 Ein-
sparungen in der Höhe 
von 362 Millionen Euro, 
die Schließung von Spi-
talsabteilungen und die 
Streichung von 760 Spi-
talsbetten vor. In Wie-
ner Neustadt werden in 
Zusammenarbeit mit der 
FPÖ Seniorenclubs und 
Jugendzentren geschlos-
sen und Einrichtungen 
privatisiert.

Grüne Praxis: So schlimm wie der Rest

Sind die Grünen wirklich
eine linke Alternative?

Die Grünen und der Linkspopulismus
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Beim Werbung- und Markt-
kommunikations Kollek-
tivvertrag (KV) gibts Brö-
sel: Trotz einer Rekordsai-

son für die Werbebranche 
will die Wirtschaftskam-
mer eine Nulllohnrunde 
sowie ein Auslaufen des 
KVs. Obmann Stephan 
Götz spricht von "veral-
teten Arbeitszeitregelun-
gen" - die Wirtschafts-
kammer will die Arbeits-
zeiten ofensichtlich wei-
ter deregulieren. Vor allem 
die Existenz des KV ist den 
Unternehmen ein Dorn im 

Auge. Die VerhandlerIn-
nen wollten allen Ernstes, 
dass die ArbeitnehmerIn-
nenseite unterschreibt, 

dass der KV auslaufen soll! 
Apropos: Stephan Götz ist 
von der „Grünen Wirt-
schaft“!

Das ist ein erster Test-
ballon dafür, was in ande-
ren Branchen bevorstehen 
könnte. Denn der Werbe-
KV ist ein kleiner KV, der 
oft als Ausweich-KV ver-
wendet wird. Schon 2012 
gab es einen Versuch, den 
KV nicht zu verlängern - 

das wurde durch Mobili-
sierungen verhindert. Und 
schon damals war das ei-
ne Erpressungsstrategie 
um die Löhne zu drücken. 
Viele KollegInnen haben 
seit Jahren keine IST-Er-
höhung bekommen. Dies 
wurde zumindest ein 
bisschen durch einen zu-
sätzlichen freien Tag kom-
pensiert. Dieses Jahr woll-
ten sie den freien Tag als 
0,87 prozentige Lohner-
höhung verkaufen.

Wir dürfen uns nicht er-
pressen lassen! Die öfent-
lichen Betriebsversamm-
lungen am 2.2. sind ein 
erster Schritt. Wir brau-
chen aber einen Plan und 
eine Eskalationsstrate-
gie mit weiterführenden 
Kampfmaßnahmen bis 
hin zu Warnstreiks falls 
die ArbeitgeberInnen auf 

stur schalten. Denn das 
scheint im Moment der 
Fall zu sein. Die Verhand-
lerInnen der GPA-DJP 
sollten die KollegInnen 
darauf vorbereiten und 
der ÖGB eine Solidaritäts-
kampagne organisieren - 
denn ein Negativbeispiel 
muss verhindert werden. 
Doch weil wir uns darauf 
nicht verlassen können, 
müssen wir jetzt begin-
nen, uns in den Betrieben 
und auch betriebsüber-
greifend zu vernetzen. Die 
KollegInnen sind durch 
die Bank stinksauer dar-
über, wie mit ihnen um-
gegangen wird. Wir haben 
eine ordentliche Lohner-
höhung verdient - und die 
Aulösung des Kollektiv-
vertrags muss verhindert 
werden!

Eine Beschäftigte 
im Werbe-KV

Aus Betrieb & Gewerkschaft
Die PilotInnen der deut-
schen Lufthansa streik-
ten gegen die Angrife 
auf Lohn und Arbeits-
bedingungen. Seit fünf 
Jahren gab es trotz In-
lation keine Lohnan-
passung. Im Durch-
schnitt waren das pro 
Jahr 3,66% Reallohn-
verlust. Während die Pi-
lotInnen mit Unterstüt-
zung der Gewerkschaft 
„Vereinigung Cockpit“ 
streikten, argumentier-
te die „Vereinigung Bo-
den“ gegen den Arbeits-
kampf. Sie wiederhol-
ten das Unternehmer-
argument: „Was immer 
die Piloten herausho-
len, muss am Ende des 
Tages an anderen Stel-
len im Unternehmen 
gegeninanziert wer-
den“. So versuchen Un-
ternehmerInnen stets, 
die ArbeiterInnenklasse 

zu spalten und zu täu-
schen. Die Ver.di Ju-
gend hingegen solida-
risierte sich mit den Pi-
lotInnen. Sie rief dazu 
auf, den Streik zu un-
terstützen und nicht 
die ArbeiterInnenklas-
se weiter zu spalten. Sie 
hat richtig erkannt, dass 
man gemeinsam gegen 
die herrschende Klasse 
agieren muss - denn nur 
so können Errungen-
schaften verteidigt und 
erkämpft werden. Der 
Druck auf Streikende ist 
immer sehr hoch. Stets 
gibt es eine Kampagne 
in den Medien, wo über 
angebliche „Privilegien“ 
der Streikenden herge-
zogen wird. Oder über 
ihre Verantwortungslo-
sigkeit. Ihr angebliches 
Unverständnis. Oder 
anderes: Hauptsache, 
die Streikenden und ihr 
Streikziel werden mies 
gemacht. Hier trotzdem 
weiter zu machen (noch 
dazu, wenn einem Ge-
werkschaftskollegInnen 
in den Rücken fallen an-
statt zu unterstützen) ist 
schon an sich eine Leis-
tung. Die PilotInnen ha-
ben durchgehalten und 
ein Ergebnis wird es vo-
raussichtlich Ende Jän-
ner geben.

Peter Hauer

Werbe-KV: Null Bock auf Nulllohnrunde

Frisch gekämpft 
ist halb gewonnen!

Ordensspitäler:  ... bis hin zum Streik
Die Kollektivvertragsver-
handlungen für alle Or-
densspitäler (außer Ober-
österreich) brachten für 
rund 8.000 Plegekräfte 
und nicht-ärztliches Per-
sonal eine Erhöhung um 9 
% heuer und Inlationsan-
passungen jeweils in den 
nächsten zwei Jahren. Da-
mit wird der Lohnunter-
schied zu den öfentlichen 
Spitälern aufgehoben. Ein 
wichtiger Teilerfolg der 
durch die kämpferischen 
Signale der KollegInnen 
selbst erreicht wurden. In 

einer Abstimmung auf ei-
ner BetriebsrätInnenver-
sammlung, der eine Befra-
gung der übrigen Beschäf-
tigten vorausgegangen war, 
zeigten über 90 % ihre Be-
reitschaft für Kampfmaß-
nahmen bis hin zum Streik. 
Diese kämpferische Ansa-
ge, kombiniert mit den Er-
fahrungen des zweitägigen 
Streikes der Ordensspitä-
ler in Oberösterreich 2013, 
konnte die Unternehmens-
führung zu dem Zuge-
ständnis zwingen. Was wä-
re möglich gewesen, wenn 

die Drohungen zumindest 
teilweise in die Tat umge-
setzt worden wären? Wahr-
scheinlich eine tatsächliche 
Lohnerhöhung, nicht nur 
Anpassung an den öfent-
lichen Dienst. Im privaten 
Sozialbereich und bei den 
oberösterreichischen Or-
densspitälern hingegen wa-
ren es nur 1,3 %. Fatal war 
hier das Fehlen von weiter-
gehenden Kampfmaßnah-
men und faule Kompromis-
se der Gewerkschaftsfüh-
rung.

Ein Pleger

Beim kleinen Werbe-KV soll 
das Ende der Kollektivverträge
eingeläutet werden. 
Verhindern wir das!
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Am Neujahrsmorgen wur-
de ein 26-jähriger of-
fen Homosexueller in der 
Linzer Altstadt kranken-
hausreif geschlagen. Mit 
Foto von sich und dem 
Kommentar: „Weil ich 

schwul bin!“, machte er 
auf Facebook darauf auf-
merksam.

 Die SLP organisier-
te, gemeinsam mit HOSI 
Linz und Grüne Anders-
rum, am 11.1. einen Pro-
test am Taubenmarkt. 
Trotz der Kälte kamen 
ca. 50 Menschen ein, um 
ihre Solidarität zu zei-
gen. HOSI Sprecher Ste-
fan Thuma las einen Brief 

des Opfers vor und er-
wähnte, dass es in letz-
ter Zeit wieder vermehrt 
zu Übergriffen kommt. 
Flo Klabacher von der 
SLP erklärte, dass der 
Aufstieg der FPÖ auch 

mit einer gesellschaftli-
chen Stimmung einher-
geht, die Schwulenhas-
sern und Rechtsextre-
men Selbstbewusstsein 
gibt, ihren Hass in die 
Tat umzusetzen. Doch es 
kann gelingen, Homo-
phobie zurückzudrängen 
und gleiche Rechte zu er-
kämpfen, indem man ei-
ne aktive und langfris-
tige Kampagne von Be-

troffenen und Aktivis-
tInnen führt. Das zeigte 
Alec Jakolic von der SLP 
am erfolgreichen Beispiel 
„Ehe für alle“ aus Irland 
auf. Nach dem Protest lu-
den wir zu einem LGBT-

QI+- AktivistInnentref-
fen ein. Beim Ausklin-
gen des Abends und beim 
Vernetzen sprachen wir 
über die Wichtigkeit der 
Solidarität verschiedener 
Menschen, die von Un-
terdrückung betroffen 
sind, und darüber, wie 
wir kommende Proteste, 
zB. im Sozialbereich un-
terstützen können. 

Petra Oirer

Linz gegen homophobe Gewalt 

SLP organisiert Solidarität mit Opfern homophober
Gewalt – gemeinsamer Widerstand ist nötig! 

Am 21. Jänner gingen in 
den USA fast drei Millio-
nen Menschen gegen die 
Amtsübernahme von Do-
nald Trump auf die Straße. 
Gleichzeitig fanden Soli-
daritätsproteste auf allen 
Kontinenten statt. Auch in 
Österreich beteiligten sich 
trotz eisiger Kälte tau-
sende Menschen an Pro-
testen. In Salzburg, Linz, 
Graz und Gmunden orga-
nisierte die SLP Kundge-
bungen (teilweise schon 
am Freitag den 20.1.). In 
den Flyern in Gmunden 
wurde über die Gefah-
ren der Politik von Stra-
che, Trump und Co infor-
miert. Wir führten span-
nende Diskussionen mit 
PassantInnen, manche 
unterstützten uns auch 
mit einer Spende. Reges 
Interesse gab es auch am 
Material unserer US-ame-
rikanischen Schwesteror-
ganisation Socialist Alter-
native. Auch deren coole 
Plakate haben wir überall 
verwendet. Die gleichen 
Plakate tauchen auf den 
Protestfotos aus der gan-
zen Welt auf! 

In Wien fand die 
„Women ś March on 
Washington“-Demo statt. 
Die SLP beteiligte sich mit 
einem lauten, dynami-
schen Block, dem sich al-
le paar Minuten neue Men-
schen anschlossen und die 
Sprechchöre mitsangen. 
Bei „Jump, Jump, Jump to 
Dump Trump“ (Hüpfe um 
Trump los zu werden“) 

wurde uns rasch wieder 
warm. Betont wurde von 
uns auch, wie notwendig es 
ist, auch Trumps Freunde 
hierzulande – u.a. die FPÖ 
– zu bekämpfen.

Insgesamt nahmen ca. 
2.500 Menschen an der De-
mo in Wien teil. Am Karls-
platz, bei der Auftakt-
kundgebung, hatten wir 
einen Infostand mit Mate-
rial v.a. rund um das he-
ma „Kampf gegen Frauen-
unterdrückung“. Die be-
reits erwähnten US-Plakate 
wurden an die Demoteil-
nehmerInnen verteilt und 
kamen auch sehr gut an. 
Gleichzeitig nutzten wir die 
Gelegenheit und mobili-
sierten kommende Events. 
Vor allem die Kundgebung 
am 28. Jänner vor der Rus-
sischen Botschaft gegen die 
Gesetzesnovelle in Russ-
land, die häusliche Gewalt 
verharmlost, fand großen 
Anklang. „Da werde ich auf 
jeden Fall hinkommen! Ge-
rade jetzt ist es wichtig, in-
ternationale Solidarität zu 
zeigen und sich gemein-
sam gegen Unterdrückung 
zu wehren!“, reagierte eine 
junge Frau auf meine Ein-
ladung zu der Aktion. An-
schließend an die Aktionen 
selbst organisierten wir in 
Wien eine Veranstaltung, 
bei der mit einem unserer 
Aktivisten aus den USA dis-
kutiert wurde, wie der Wi-
derstand gegen Trump und 
den Rechtsruck in den USA 
aufgebaut werden kann. 

 Nikita Tarasov

Proteste gegen Trump
auch hierzulande

Silvester: 
Feuerwerk der Ideen
Die Welt feiert Silvester in 
einem Rausch in der Hof-
nung, dass nächstes Jahr 
alles besser wird. Die gan-
ze Welt? Nein! In einer 
Stadt in Oberösterreich 
namens Gmunden gibt 
sich eine Gruppe nicht zu-
frieden und leistet Wi-
derstand gegen das kapi-
talistische Weltbild. Und 
so begrüßten sie das neue 
Jahr, vor den Augen bereits 
das 100. Jubiläum der Ok-
toberrevolution, mit der 

„Permanenten Revoluti-
on“ von Trotzi. Am Anfang 

der Feier waren die Gemü-
ter noch etwas niederge-
schlagen vom anstrengen-
den Jahr 2016. Aber nach 
einer kurzen 15-minüti-
gen Einleitung zur „Per-
manenten“, gab es schon 
eine angeregte Diskus-
sion über die Revoluti-
on. Die Diskussion drehte 
sich rund um die Bauern-
schaft. War das letzte Jahr 
auch noch so anstrengend, 
das 2017 wird nicht besser 
und so startet die Gmund-
ner Ortsgruppe frisch in 
das Jahr.

Termin des Monats

International gehen Frauen auf die Barrikaden: für das 
Recht auf ihren eigenen Körper, gegen Kürzungen 
und gegen Sexismus. Auch am 8.3.1917 haben Frauen 
mit ihrem Protest gegen Krieg und Hunger die Rus-
sische Revolution losgetreten. Bei unserem Seminar 
beschäftigen wir uns mit den aktuellen Protesten von 
Frauen und den Aufgaben einer neuen Frauenbewe-
gung.
Samstag, .., von 1400-1900 Uhr (im Anschluss Film)
SLP-Büro - 1200 Wien, Pappenheimg. 2/1
Bitte anmelden unter slp@slp.at 
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Rassismus, Sexismus und 
der Kampf dagegen, Ho-
mosexualität und Frauen, 
die nicht ausschließlich 
Aufputz für den männli-
chen, weißen, muskelbe-

packten Helden sind, wer-
den im kommerziellen Ki-
no immer präsenter.

Nicht, dass Hollywood 
so fortschrittlich wäre – 
aber die Millionen, die in 
die Filme investiert wer-
den, müssen sich rentie-
ren. Also müssen sie an ein 
bestimmtes Bewusstsein, 
das es in breiten Schich-
ten gibt, anknüpfen. Der 
Traum einer abgehobenen 
Schicht des “American 
way of life”, Filme, die das 

christlich-konservative 
Leben propagieren, ziehen 
nicht mehr. Zu viel und zu 
oft haben wir erlebt, dass 
Leben für uns so nicht ist. 
Im Kino will man nicht 

nur abgelenkt werden, 
man will auch etwas wie-
dererkennen. In den Fil-
men spiegelt sich wider, 
dass fortschrittliche Po-
sitionen massenhaft Un-
terstützung inden - auch 
wenn konservative Politi-
kerInnen, die Kirche und 
Ewiggestrige darin den 
Untergang ihrer „Kultur“ 
sehen.

Es ist daher kein Wun-
der, wenn z.B. gegen 
den neuen Star Wars-

Film “Rogue One” ge-
wettert wird - und zwar 
vom rechtsextremen Alt-
Right-Movement, das im 
US-Wahlkampf Trump 
unterstützt hat. Warum? 

Weil mutige Frauen und 
Nicht-Weiße die Haupt-
rollen spielen. Sogar in 
Disneys neuem Animati-
onsilm “Vaiana” ist die 
Heldin eine Jugendli-
che, die nicht ins Schön-
heitsideal passt. Prinzes-
sin werden will sie nicht 
- und einen Prinzen will 
sie schon gar nicht. Keck 
und frech verliebt sie sich 
ins Meer und braucht kei-
nen männlichen Aufputz. 
Das LEGO-Movie wur-

de sogar der kommunisti-
schen Propaganda bezich-
tigt. Im Film werden die 
Herrschaftsverhältnis-
se hinterfragt, bekämpft 
und auf den Kopf gestellt. 
Die Figuren - allen voran 
der Bauarbeiter Emmet - 
kämpfen erfolgreich ge-
gen den bösen „Lord Busi-
ness“.

2017 kam „Hidden Figu-
res – Unerkannte Hel-
dinnen“ in die Kinos. 
Der US-Film enthüllt 
die verschwiegene Rolle 
schwarzer Frauen in der 
Wissenschaft und erzählt 
ihre Kämpfe. Im März er-
scheint „Der junge Karl 
Marx“ in Starbesetzung. 
Linke, sogar revolutionä-
re Inhalte taugen fürs Ki-
no – und erst recht für die 
Realität!

 Karin Wottawa
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€15 mehr pro Jahr streift 
die GIS ab Mai ein. Das 
hebt zwar nicht auto-
matisch die Qualität des 
Fernsehprogramms, si-
chert aber die Bezüge der 
SpitzenverdienerInnen 
im ORF. Dafür gibt’s für 
die GebührenzahlerIn-
nen Altbewährtes, wie 
Scrubs und Rosamunde 
Pilcher. Der Bildungs-
auftrag, den der ORF 
gerne groß vor sich her 
trägt, indet nur auf OR-
FIII statt. Der wird aber 
weit weniger gepusht als 
die zu Trashsendern ver-
kommenen 1 und 2. Im-
mer wieder wird auch 
über ixe Haushaltsabga-
ben diskutiert, da immer 
mehr TV-Konsumen-
tInnen nur mehr über 
den Computer schauen 
und so der Gebühr ent-
gehen (Steuern zahlen 

wir eh trotzdem). Die 
Herrschenden haben 
genug Plattformen, um 
uns ihre Weltanschau-
ung aufzudrücken. Da 
brauchen wir nicht auch 
noch ein öfentliches 
Fernsehen, in dem jene 
Reichen und Mächtigen 
das Sagen haben, die uns 
tagtäglich mit ihrer ka-
pitalistischen Politik das 
Leben schwer machen.

Was WIR brauchen, ist 
ein öfentliches Fernse-
hen, das wirklich un-
terhält, das bildet, poli-
tisch wie wissenschaft-
lich. Fernsehen für die 
arbeitende Klasse in der 
Hand der ArbeiterIn-
nenklasse, und nicht in 
der von abgehobenen 
FunktionärInnen und 
deren FreundInnen. Ar-
beiterInnenkontrolle 
statt Stiftungsrat quasi. 
Das Geld für ein solches 
TV liegt unter anderen 
auch bei denen, die den 
von uns inanzierten 
ORF genauso als Werbe-
läche missbrauchen wie 
die Privatsender. Au-
ßerdem wird Werbung 
dann gestrichen. Statt-
dessen wird dann wirk-
lich kritisch berichtet 
über Missstände und die 
Kämpfe dagegen voran-
getrieben.

homas Hauer

Rote 
Seitenblicke 

Spitzensport: Werbemaskottchen fürs Militär
Rund 12 Millionen Euro 
gibt das Bundesheer im 
Jahr für den Spitzensport 
aus. Etwa 200 Spitzen-
sportlerInnen stehen als 
ZeitsoldatInnen im Sold 
des Bundesheeres. Doch 
es geht dabei nicht ein-
fach um die Förderung 
sportlicher Leistungen, 
sondern vor allem um 
Werbung für das Heer. 
Und dient als Lockmit-
tel für neue RekrutInnen. 
Salzburgs Heeresspre-
cher Gerald Gundl be-
hauptete in einem Inter-
view mit dem ORF: „Die 

Leistungsfähigkeit, die 
die Spitzensportler brin-
gen, wird zum Beispiel in 
der Attraktivierung des 
Grundwehrdienstes ein-
gesetzt.“ 

Dies gelingt unter ande-
rem, da es vor allem in 
Randsportarten auch 
schwierig ist, außerhalb 
des Heeres professionell 
Sport zu betreiben und ei-
nem Beruf nachzugehen. 
Somit versucht der Ös-
terreichische Staat, jun-
ge Menschen für das Mili-
tär zu ködern. Dabei wird 

natürlich strikt das kapi-
talistische Leistungsprin-
zip angewandt. Sportli-
che Eliten sollen geför-
dert werden. Bleiben die 
Erfolge aus, so werden die 
SportlerInnen ausgemus-
tert. 

Es braucht jedoch ein 
kostenfreies Sportange-
bot für alle. Notwendig 
wäre also eine Auswei-
tung der Förderung im 
Breitensport und Ver-
besserung des Angebots 
für die gesamte Bevölke-
rung. 

 Lukas Kastner

Auch Hollywood hat erkannt, dass das 
Bewusstsein links von Trump ist.

Mainstream überholt Trump & Co



Schön und auch leistbar zu 
wohnen ist ein Menschen-
recht. Aber selbst in einem 
so reichen Land wie Ös-
terreich bringt es das ka-
pitalistische System mit 
sich, dass es nicht ausrei-
chend leistbaren Wohn-
raum gibt. Aus allen ernst 
zunehmenden Statisti-
ken lässt sich v.a. eines er-
kennen: Der Markt ist das 
Problem - nicht die Lö-
sung. 

In Elendsquartieren 
hausen Bauarbeiter, die 
Wohnungen errichten, 
von denen sie selbst nur 
träumen können. Pre-
kär lebende und arbei-
tende MigrantInnen zah-

len überhöhte Mieten, 
weil sie rechtliche Schrit-
te aus Angst vor Kon-
sequenzen scheuen. Ju-
gendliche werden unfrei-
willig zu „Nesthockern“, 
weil sie sich keine Woh-
nung leisten können. Im 
Zeitraum von einem Jahr 
sind in Wien sieben Häu-
ser fast oder tatsächlich 
eingestürzt. Wird in Alt-
bauten gebaut, dann geht 

das meist einher mit der 
Drangsalierung von Alt-
mieterInnen und Proiten 
für Spekulation. 

Ohne die Schutzbestim-
mungen, die die Arbeite-
rInnenbewegung in den 
letzten 100 Jahren er-
kämpft hat, wäre das Pro-
blem noch viel größer. 
Der "soziale Wohnbau" 
ist oft alles andere als so-
zial. Auch in Gemeinde-
bauten müssen v.a. junge 
Menschen tief in die Ta-
sche greifen, um sich eine 
Wohnung leisten zu kön-
nen. Auch wer in einem 
geschützten unbefristeten 
Mietverhältnis lebt, wohnt 

nicht immer günstig. Der 
private Wohnungsmarkt 
ist noch schlimmer. Mie-
ten in neuen Mietverträ-
gen sind in der Regel um 
ein Fünftel höher als Mie-
ten in bestehenden Ver-
trägen. Zwischen 2011 
und 2015 stiegen die Mie-
ten um 14,9%, bei den 
Wohnungen am priva-
ten Wohnungsmarkt wa-
ren es sogar 16,5%. Bereits 

2012 zeigte die AK-Wien 
auf, dass in zehn Jahren 
die Mieten um fast 34% 
gestiegen waren: Löhne 
und Gehälter aber nur um 
22%. Die Hälfte der Miete-
rInnen am privaten Markt 
zahlt im Monat 643 Euro 
oder mehr fürs Wohnen. 
Aber es geht auch um Si-
cherheit. Bei Wohnun-
gen im Privatbesitz sind 
bereits über 60% der neu 
abgeschlossenen Mietver-
träge befristet. Und billi-
ger wird es am Ende der 
Befristung kaum werden. 

Egal ob Privatbesitz an 
alten Gründerzeithäu-
sern, Grundstücksspeku-
lation oder Neubau: Mit 

Wohnen lässt sich viel 
Geld verdienen. Entge-
gen aller Beteuerungen 
über das Recht auf men-
schenwürdiges Wohnen 
fördert die herrschende 
Politik genau diese Pro-
itorientierung. FPÖ und 
ÖVP setzen auf den pri-
vaten Wohnungsmarkt 
und wollen privatisieren. 
So sparte der oberöster-
reichische FPÖ-Politi-

ker Manfred Haimbuch-
ner beim sozialen Wohn-
bau. Kern will Banken 
und Versicherungen wei-
ter in den Markt holen. 
SPÖ und Grüne setzen in 
Wien v.a. auf Ankündi-
gungen. Sie sind nicht be-
reit, das Geld der Super-
reichen anzugreifen und 
tatsächlich  Wohnungen 
zu bauen. Was von den im 
Wahlkampf versproche-
nen 10.000 neuen Woh-
nungen jährlich in Wien 
bleibt, ist abzuwarten. 
Fest steht: Beim aktuel-
len Zuzug zu Wien wer-
den sie nicht annähernd 
ausreichen. Bei geförder-
ten Genossenschaftswoh-

nungen ist der hohe Ei-
genmittelanteil (Baukos-
tenzuschüsse und Genos-
senschaftsanteile) eine oft 
unüberwindbare inanzi-
elle Hürde. Und die Ge-
nossenschaften holen sich 
das Geld dann über Sub-
irmen bei Verwaltung, 
Reinigung etc. von den 
MieterInnen.

Am 3.1.2017 veröfent-
lichte die gewinnorien-

tierte Immobilienhan-
delsirma "Remax" ih-
re Prognose für 2017. Das 
Remax Geschäftsmodell 
basiert auf beteiligten, 
selbständigen Immobili-
enmaklern. Um diese an-
zuwerben, werden hohe 
Gewinne versprochen. Im 
österreichischen Durch-
schnitt sollen die Preise 
für Wohnen 2017 (Eigen-
tum und "private" Mie-
te) um weitere 3,9% stei-
gen. Besonders zynisch: 
Im "oberen Preissegment" 
wird nur eine Steigerung 
um 0,8% erwartet. Im 
"unteren Preissegment" 
liegen die Preissteigerung 
aber bei 5,1% und mehr. 
Das "untere Segment", das 
sind wir, die wir nicht 
viel haben, die durch-
schnittlichen Arbeit-
nehmerInnen. Hier soll 
es 2017 9% mehr Nach-
frage geben. Steigende 
Nachfrage, knappes An-
gebot: Optimale Bedin-
gungen für Miethaie und 
Wohnungsspekulation. 
Die herrschende Poli-
tik und der „freie Markt“ 
sind ungeeignet, um das 
Menschenrecht Woh-
nen zu sichern. Das muss 
erst durch eine starke Be-
wegung von Arbeitneh-
merInnen und MieterIn-
nen erkämpft werden. 

Michael Gehmacher 

Wohnen ist ein menschliches Grundbedürfnis:
Und doch machen wenige auf Kosten
aller damit Profite.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Mietenhorror: 
Willkommen im freien Markt
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 FDie neuen „Gemeinde- 
wohnungen“, die Häupl 
und Ludwig in Wien 
ankündigten, kosten 
7,50 Euro pro m². Der 
Richtwert in Wien 
beträgt 5,39 Euro. 
Gebraucht werden in 
Wien zehntausende 
leistbare Wohnungen 
jährlich. Angekündigt 
wurden 2.000 dieser 
Pseudo-Gemeindewoh-
nungen in den nächsten 
fünf Jahren. Der Zugang 
zu Gemeindewohnungen 
wurde im Juli 2015 
weiter beschränkt.  Für 
„smart“-Wohnungen 
gelten die selben 
Zugangsbeschrän-
kungen, weshalb 
Menschen aus dem 
System gelogen sind, 
die sich ihre Wohnung 
nicht mehr leisten 
können oder von 
SpekulantInnen raus-
gemobbt werden. Für 
„smart“-Wohnungen 
sind 60 Euro pro 
m² zu berappen.
 FDer Familie Soulier 
gehört ein riesiges 
Firmengelecht von 
Bau- und Immobi-
liengesellschaften 
und sie vermehrt 
ihren Reichtum mit 
Luxuswohnungen, u.a. 
auf Grund, der von der 
Stadt Wien verscherbelt 
wurde. Bei der Vertrei-
bung letzter wider-
ständiger MieterInnen 
bekamen sie Unterstüt-
zung von den Neos.
 FDer Eigentümer des 
größten österreichischen 
Immo-Unternehmens 
ist René Benko. Lt. 

Magazin Trend auf 
Platz 12 der reichsten 
ÖsterreicherInnen mit 
einem Vermögen von 
2,3 Milliarden Euro. In 
seiner Signa-Gruppe 
sitzen Ex-SPÖ-Kanzler 
Gusenbauer und 
Ex-FPÖ-Vizekanzlerin 
Riess im Beirat 
der Holding.
 FClemens Schneider: 
„Die Mieter werden 
ausgemietet, die Häuser 
generalsaniert und 
danach statt um vier 
Euro um 6,50 Euro oder 
mehr vermietet. Das 
funktioniert sehr gut.“ 
Dieser Mann war CEO 
der Conwert Immobilien 
Invest SE und davor 
Finanzchef des ÖGB.
 FGrundbesitz in Öster-
reich: Adel und Kirche
 FBundesforste AG, ca. 
10% des Staatsgebiets, 
861.000 Hektar. 1997 
privatisiert als AG, 
nur 50% des Gewinns 
gehen an die Republik.
 FStadt Wien (haupt-
sächlich Quellschutz-
gebiete nicht in Wien), 
58.000 Hektar
 FEsterházy Betriebe, 
größter privater Grund-
besitz, 44.000 Hektar 
Land, mehr als ein 
Zehntel des Burgenlands
 FAlpenverein, 
33.500 Hektar
 FMayr-Melnhof-
Saurau (Adels- und 
Unternehmerfamilie), 
32.400 Hektar
 FAlwa, Güter- und 
Vermögensverwaltungs 
GmbH, im Besitz von
 FLand Steiermark, 
16.000 Hektar

Kein Wahlkampf ohne das 
hema „Wohnen“. Denn 
obwohl die Anzeigenseiten 
voll sind mit Wohnungsin-
seraten, ist es kaum mög-
lich, eine leistbare und le-
benswerte Wohnung zu 
inden. Die Lösungen der 
herrschenden Politik aber 
sind dürftig.

Die SPÖ, früher verant-
wortlich für den Wohn-
bau im „Roten Wien“ und 
MieterInnenschutz, ist seit 
vielen Jahren aktiver Teil 
der Aushöhlung des Miet-
rechtsgesetzes. Dadurch 
wurden insbesondere die 
Mietzinsbeschränkun-
gen so weit ausgehöhlt, 
dass nichts mehr davon 
übrig ist. In den verblie-
benen wenigen Bereichen 
mit regulierter Miethö-
he im Altbau ist auch die-
se Regulierung aufgrund 
befristeter Mietverträ-
ge de facto nicht vorhan-
den. Wer die Miethöhe bei 
der Schlichtungsstelle an-
icht, bekommt sicher kei-
ne Verlängerung. Die Ver-
fahren bei Schlichtungs-
stellen sind völlig zahnlos, 
überhöhte Betriebskosten 
werden bestenfalls festge-
stellt, aber keine Rückzah-
lung angeordnet. Gegen 
Mobbing und unterlassene 
Instandhaltungen haben 
MieterInnen keine efek-
tive Handhabe. Zahlrei-
che Novellen wurden zum 
Vorteil von VermieterIn-
nen durchgeführt. 

Die Errungenschaften der 
letzten Jahrzehnte konnten 
leicht beseitigt werden, weil 
sie auf Reformen im Rah-
men der kapitalistischen 
Logik beschränkt waren 
und das Eigentum nicht an-
getastet haben. Wohnen ist 
ein Grundbedürfnis und 
Spekulation mit Wohnraum 

deshalb besonders proi-
tabel. Und wenn die herr-
schenden PolitikerInnen 
von „Reform“ reden, wis-
sen wir inzwischen, dass 
dahinter eine Verschlech-
terung für uns steckt. Von 
Versprechungen der etab-
lierten Parteien ist nichts zu 
erwarten.

Als ersten Schritt ist es 
nötig, direkt dort, wo Pri-
vate Proite mit Wohnraum 
machen, Verbesserungen 
zu erkämpfen. Das bedeu-
tet echten MieterInnen-
schutz, Mietzinsobergren-
zen sowie das die Vermie-
ter nur erwiesene Kosten 
in Rechnung stellen dür-
fen und die Abschafung 
von MaklerInnengebüren. 
Hier stoßen wir aber bald an 
Grenzen. Bei einkommens-
bezogener Obergrenze ha-
ben die KapitalistInnen die 
Möglichkeit, nur an Men-
schen mit hohen Einkom-
men zu vermieten. Bei ab-
soluten Obergrenzen kön-
nen sie auch einfach keine 
Wohnungen mehr vermie-
ten. Das ist schon jetzt der 
Fall. Wohnungen werden 
nicht vermietet, sondern 

verkauft. SpekulantInnen 
kaufen Häuser zu Spottprei-
sen, wandeln in Eigentums-
wohnungen um und ver-
kaufen dann die einzelnen 
Wohnungen. Jene, die es 
sich leisten können, kaufen 
diese für ihre Kinder, oder 
vermieten einzelne Zimmer 
oder die gesamte Wohnung, 
oft an Studierende (unter 
Umgehung des Mietrechts 
als „Wohngemeinschaft“), 
auf Plattformen an Touris-
tInnen (wimdu etc.) und er-
hofen sich so eine Alters-
vorsorge. Menschen, die aus 
(berechtigter) Angst um ih-
re Zukunft im Alter ihr Geld 
in „Vorsorgewohnungen“ 
stecken, werden so zu un-
freiwilligen Steigbügelhal-
tern des Großkapitals. Auch 
die BettgeherInnen des 19. 
Jahrhunderts sind wieder 
da: Dubiose Firmen vermie-
ten Matratzen und Stock-
betten um hunderte Euro 
als „Beherbergungsbetrieb“ 
an ArbeiterInnen. Das Miet-
recht geht also am Weg zu 
den BewohnerInnen verlo-
ren. Auch Leerstände sind 
nicht die Ursache, sondern 
ein bloßes Nebensymptom. 
Die SpekulantInnen ma-
chen Proite nicht mit Leer-
ständen, sondern mit Ver-
kauf. „Freiräume“ und hip-
pe Bobo-Projekte bleiben 
privilegierte Zugänge (und 
teilweise sogar proitab-
le Zwischenvermietung als 
„Start up“), solange sie vom 
Gutdünken der Eigentümer 
abhängen. 

Verbesserungen wie Ab-
schafung von MaklerIn-
nengebühren, efektive 
kostenfreie Rechtsvertre-
tung sind ebenso wichtige 
erste Schritte wie efekti-
ve, klare, uneingeschränkte 
Mietobergrenzen für ALLE 
Wohnungen. Das alles muss 

Grund und Boden in Österreich

Wenn Wohnen dem Markt 
überlassen wird, gibt es zu 
wenig, zu teuren und zu 
schlechten Wohnraum.

Wenn Grundrechte
mit Füßen getreten
werden:
Profit bestimmt 
über Wohnraum.

Quellen: Trend, Standard, Presse
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Sozialistische Wohnpolitik ist viel mehr als leistbarer 
Wohnraum, denn Wohnen ist ja auch mehr als im War-
men schlafen. Im Kapitalismus hängt das Wohnen und 
damit der Lebensentwurf v.a. am Einkommen. Der an-
geblich perfekte Lebensentwurf braucht Geld: Das ei-
gene Haus am Stadtrand, bewohnt von der „klassi-
schen“, bürgerlichen Familie. Auch wenn das für die 
Mehrheit unerreichbar ist, gilt das in Medien und bür-
gerlicher Politik als die gesunde Norm. Die Ideal-Fami-
lie ist das Spiegelbild der kapitalistischen Gesellschaft: 
Strenge Hierarchien und Rollenbilder, jedeR hat ei-
nen ixen Platz und gewöhnt sich so daran, nicht auf-
zumucken. Die Aufteilung der Hausarbeit in der Fa-
milie ist hier wesentlicher Bestandteil: Bis heute ver-
richten Frauen den Großteil der Hausarbeit. Das wird 
aber nicht bezahlt, was in unserer Gesellschaft bedeu-

tet, diese Arbeit sei weniger wert, die Unterdrückung 
der Frau also gerechtfertigt. In dicht besiedelten Städ-
ten wird versucht, dieses „Idealbild“ der bürgerlichen 
Familie aus dem 19. Jahrhundert in die Wohnungen der 
ArbeiterInnenklasse zu pressen. Das funktioniert na-
türlich nicht. Statt aber anderen/neuen Lebenswei-
sen Raum zu geben, wird ein Abweichen von dieser 
„Norm“ als Scheitern gebrandmarkt. Wer also arm ist, 
ist außerdem irgendwie nicht „normal“.

Doch wie sieht der sozialistische Gegenentwurf beim 
Wohnen aus? Die vor-marxistischen Sozialisten, wie 
Owen oder Fourier, entwarfen detailreiche Projekte für 
tausende BewohnerInnen, wo von der Wohnung aus-
gehend ein kollektives Leben organisiert werden sollte. 
Arbeit, Freizeit, Bildung… alles sollte kollektiv stattin-
den und zwar nach einem vorab festgelegten, starren 
Plan bis hin zu einer minutengenauen Einteilung des 
Tagesablaufs. Obwohl die Umsetzung solcher Versuche 
scheiterte, bleibt ein Gedanke doch richtig: Wo viele 
Menschen zusammen leben, kann das genutzt werden, 
um durch gute Planung Vorteile für alle zu schafen.

Trotzki lud nach der russischen Revolution 1923 in 
seinem Artikel zu „Fragen des Alltagslebens“dazu ein, 
gemeinsam auf freiwilliger Basis Experimente für kol-
lektiviertes Wohnen zu wagen. Die Idee beruhte auf der 
demokratischen Gestaltung der Wohnprojekte durch 
ihre BewohnerInnen und die Gesellschaft. Was dabei 
entstehen könnte, beschreibt er so:

„Das Waschen muss in einer öffentlichen Wäsche-
rei geschehen, die Versorgung mit Essen in einem öf-
fentlichen Restaurant, Nähen durch öffentliche Ein-
richtungen. Die Kinder müssen durch gute öffentli-
che Lehrer erzogen werden, die eine echte Berufung 
für diese Arbeit spüren. Dann wird das Band zwi-
schen Mann und Frau von allen äußeren und zufälli-
gen Dingen befreit und der eine würde aufhören, das 
Leben des anderen völlig für sich in Anspruch zu neh-
men. Echte Gleichberechtigung würde schließlich er-
reicht.“

Trotzki versprach sich von der Selbstbestimmung 
frei von Proitzwängen letztlich den Sprung „aus dem 
Reich der Notwendigkeit in das Reich der Freiheit“ 
und damit in einer neuen Gesellschaft auch neue For-
men des Wohnens und Zusammenlebens. Solange neue 
Wohnformen als Inseln im kapitalistischen Meer blei-
ben, sind sie bestenfalls sehr begrenzte Projekte, aber 
ändern an den gesellschaftlichen Normen noch nichts.

Tilman M. Ruster

Wohnen zwischen Reform
und Revolution

Marx aktuell

aber erkämpft werden und 
geht nicht ohne Antastung 
des Proits mit Wohnraum. 
Und da kommt natürlich 
sofort die geheuchelte Reak-
tion der Reichen, es würde 
nun HäuslbesitzerInnen ihr 
schwer Erarbeitetes gestoh-
len. Tatsache ist: Wer in ei-
gener Wohnung bzw. Haus 
wohnt oder allenfalls einen 
Zweitwohnsitz hat, macht 
keinen Proit. Die selbst-
ernannten VerteidigerIn-
nen der kleinen Häuslbesit-
zerInnen sind in Wahrheit 
diejenigen, die Menschen 
aus ihren Häusern delogie-
ren lassen. Die HeuchlerIn-
nen wissen genau: Es geht 

nicht um die BesitzerInnen 
von Eigentumswohnun-
gen, Häusern oder Zweit-
wohnsitzen, sondern um 
jene großen Vermögen an 
Wohnraum, mit denen Pro-
it gemacht wird und das 
eben nicht „erarbeitet“ ist, 
sondern ererbt oder mit der 
Arbeit anderer angehäuft 
ist. Es geht um die Esterhá-
zys, nicht um die die Resi-
Tante.

Der Aufbau eines paralle-
len öfentlichen Wohnungs-
marktes reicht nicht aus.
Wenn wir das Eigentum an 
Großgrundbesitz, die Ver-
mögen der Superreichen 
und die Proite von Immo-
bilien- und Investmentkon-
zernen unangetastet las-
sen, landen wir auch beim 
öfentlichen Wohnbau bei 
dem beschriebenen Dilem-
ma: Länder und Gemeinden 
müssen den Grund kaufen, 

um darauf Wohnraum er-
richten zu können. Wenn 
man sich an die Spielregeln 
des Marktes hält, ist es un-
möglich, Wohnraum wirk-
lich leistbar zu errichten.

Außerdem ist der angeb-
liche „öfentliche“ Wohn-
bau längst in privater Hand 
und bietet eine proitable 
Spielwiese für SpekulantIn-
nen, Bauirmen, Politike-
rInnen und Auftragnehmer. 
Die Arbeitsbedingungen für 
die am Bau Beschäftigten 
sind teilweise wie jene des 
19. Jahrhunderts. Dahin-
ter stecken AuftraggeberIn-
nen auch aus dem „öfentli-
chen“ Bereich wie etwa die 

Stadt Wien und ihre ausge-
gliederten Unternehmun-
gen. Diese vergeben Aufträ-
ge an große Bau-Unterneh-
men, die wiederum Sub-
Sub-Aufträge vergeben und 
alle schieben die Verant-
wortung ab.

Auch das System der För-
derungen bringt keinen 
leistbaren Wohnraum. Für 
„geförderte“ Genossen-
schaftswohnungen muss 
man zigtausend Euro hin-
blättern. Wer das nicht 
kann, hat Pech. Die Förde-
rungen ließen an priva-
te Bauträger. Nichts geht an 
betrofene Wohnungssu-
chende oder Menschen, die 
den Großteil ihres Einkom-
mens fürs Wohnen auf-
wenden müssen. Für Woh-
nungssuchende bedeuten 
diese Förderungen nur ei-
nes: Beschränkten Zugang 
zu den Wohnungen. Sozi-

al ist daran nichts, weil sich 
viele nicht einmal den Ge-
nossenschaftsanteil leisten 
können.

Wohnraum kann nur mit 
dem Erkämpfen von wirk-
lich öfentlichem Wohn-
bau geschafen werden. 
Das heißt, nicht Kauf des 
Grundes von Großgrund-
besitzern, nicht Millionen-
förderungen an Bauträger 
und Immobilienkonzer-
ne und nicht milliarden- 
und millionenschwere Auf-
träge an Architekturbüros 
und Baukonzerne. Öfent-
licher Wohnbau heißt Ent-
eignung des dafür nötigen 
Grundes, wenn er im Ei-
gentum von großen Unter-
nehmen und Großgrund-
besitzerInnen ist. Ordent-
liche Wohnungen werden 
gebaut auch durch die An-
stellung aller Beschäftigten 
– von ArchitektInnen über 
IngenieurInnen bis Mau-
rerInnen und Fliesenlege-
rInnen– direkt im öfentli-
chen Dienst zu ordentlichen 
Bedingungen und Löh-
nen. Die Planung, Vergabe 
und Verwaltung der Woh-
nungen durch demokra-
tisch legitimierte Vertre-
tungen und Organisationen 
der betrofenen Wohnungs-
suchenden und Bewohne-
rInnen stellt sicher, dass al-
le, die eine Wohnung brau-
chen, auch eine bekommen. 
Leistbare Wohnungen für 
alle inden sich im Dreieck 
des Kampfes für echten öf-
fentlichen Wohnbau, ef-
fektiven MieterInnenschutz 
samt Mietobergrenzen und 
Abschafung privater Pro-
ite mit Wohnraum als Vo-
raussetzung für beides. Was 
der Markt nicht kann, kann 
eine sozialistische Woh-
nungspolitik.

Helga Schröder

Es gibt keine Lösung der Wohn-
misere ohne Beseitigung der 
kapitalistischen Wurzeln.

Wohnen
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Ein kalter, verregneter Fe-
bruartag an einem Sams-
tag Morgen im Londoner 
Stadtteil Walthamstow. 
Schüchtern, ängstlich, sich 
lüsternd unterhaltend, 
kommen einzelne Miete-
rInnen aus ihren Wohnun-
gen des umliegenden „But-
terield-Estates“ zusam-
men. Ihre Mietwohnungen 
wurden gerade verkauft. 
Der neue Vermieter will 
sie rauswerfen: Die billigen 

Arbeiterwohnungen sol-
len aufgehübscht und teu-
er verkauft werden. Über 
den Köpfen der MieterIn-
nen hängt das drohende 
Schicksal der Obdachlo-
sigkeit. Die Frage, die sich 
an diesem Tag alle stellen: 
Kann man sich überhaupt 
dagegen wehren?

Butterields ist kein Ein-
zelfall. In allen großen Städ-
ten dieser Welt sind Men-
schen von Verdrängung aus 
ihren Wohngegenden be-
droht und fragen sich, wie 
sie sich die Miete von ih-
ren Löhnen überhaupt leis-
ten können. In London ge-
ben die Menschen 2/3 ih-
res Einkommens für die 
Miete aus. Die MieterIn-
nen des Butterields Esta-
tes kommen aus zahlrei-
chen Ländern, haben sehr 
lange Arbeitszeiten und 

kriegen wenig Lohn dafür. 
Wie kann man sich unter 
diesen Bedingungen weh-
ren, wenn man sich abends 
müde von der Arbeit nach 
Hause schleppt?

SozialistInnen sind der 
Meinung, dass man sich 
wehren muss und kann. 
Und man kann gewinnen. 
Butterields wurde in Eng-
land zum Symbol dafür. 
AktivistInnen der Socialist 
Party (englische Schwes-

terorganisation der SLP) 
organisierten Straßentref-
fen, brachten Anwohner 
und lokale Gewerkschafts-
gruppen zusammen. Pro-
teste wurden organisiert. 
Auktionen, auf denen die 
bedrohten Wohnungen 
verkauft werden sollten, 
wurden gestört. Es gab De-
monstrationen zu Makler-
irmen, die sich daraufhin 
weigerten, die Wohnungen 
zu kaufen. 

Nach einem neunmona-
tigen Kampf konnten die 
Butterields BewohnerIn-
nen ihre Wohnungen be-
halten: „Wir haben nicht 
daran geglaubt, doch die 
Socialist Party hat uns ge-
zeigt, wie man kämpft und 
gewinnt,“ so eine Bewoh-
nerin. 

Butterields ist auch 
in der deutschen Groß-

stadt Stuttgart. Dort wer-
den ganze ArbeiterInnen-
siedlungen platt gemacht, 
um Bürotürme und teu-
re Wohnbauten in die Hö-
he zu ziehen. Diese sind für 
die NormalverdienerInnen 
Stuttgarts nicht leistbar 
und bringen allenfalls den 
Miethaien und Finanzjon-
gleuren etwas. 

Doch die Menschen neh-
men es nicht hin. Ihr Kampf 
hat große Ähnlichkeiten 

mit der Butterields-Ausei-
nandersetzung in London. 
Stuttgarter AktivistInnen 
der SAV (deutsche Schwes-
terorganisation der SLP) 
und der Partei „Die Lin-
ke“ beteiligen sich an Tref-
fen und Aktivitäten loka-
ler MieterInneninitiativen. 
Der Kreisverband von „Die 
Linke“ hat ein Massenfalt-
blatt gegen die Abrisspoli-
tik herausgebracht. 

Linke Bezirks- und Gemein-
derätInnen unterstützen 
die MieterInnenkämpfe. 
Die MieterInneninitiativen 
organisieren Infostände, 
Flugblattverteilung, Miete-
rInnenversammlungen und 
Plakatierung in den Stadt-
teilen. Auf Demonstratio-
nen wurde Erhalt und In-
standhaltung der Wohnun-
gen gefordert. 

Die Kämpfe sind noch 
lange nicht gewonnen, 
doch viel wurde erreicht. 
Das Selbstbewusstsein der 
Menschen wird durch die 
Proteste gestärkt, Verein-
zelung und Isolation zu-
rückgedrängt. Stabile und 
aktionsfähige Strukturen 
zur Koordinierung des Wi-
derstandes werden aufge-
baut. Das hema Wohnen 
betrift alle lohnabhängi-
gen Menschen. Deshalb ist 
es wichtig, möglichst vie-
le in den Kampf einzube-
ziehen und Verbindungen 
zu Gewerkschaften, lin-
ken Parteien und anderen 
Stadtteilinitiativen aufzu-
bauen. Gemeinsam sind 
wir stark! Das ist das Mot-
to der Kämpfe von Miete-
rInnen. 

Kämpfe ums Wohnen 
inden selten im luftleeren 
Raum statt. Oft werden sie 
von anderen Auseinander-
setzungen begleitet, oder 
sind Startpunkt für neue 
Kämpfe. Beispiel Seattle. 
Dort verhinderten Protes-
te vor allem aus der afro-
amerikanischen Arbeite-
rInnenklasse einen von der 
Stadt inanzierten, 160 Mil-
lionen Dollar teuren Bau ei-
ner neuen Polizeistation. 
Daraufhin startete die so-
zialistische Stadträtin und 
CWI-Aktivistin Kshama 
Sawant einen Aufruf: „lasst 
uns das Geld nutzen um 
1.000 dringend benötigte 
und bezahlbare Wohnun-
gen zu bauen“. 

Aus diesem Aufruf ent-
stand eine Koalition aus 70 
verschiedenen Organisati-
onen, drei Dutzend Religi-
onsgemeinschaften, Mie-
terInneninitiativen und 
Gewerkschaften. Die in 
Seattle regierenden Demo-
kraten konnten die so ent-
standene Bewegung nicht 
lange ignorieren. Schließ-
lich stimmte der Stadt-
rat dem Bau von 200 neuen 
Wohnungen zu. 

Ein wichtiger Erfolg, aber 
trotzdem nur ein Trop-
fen auf den heißen Stein. 
Doch ohne einen Kampf 
hätte es ihn nicht gegeben. 
Das ist auch eine Lehre aus 
der sozialistischen Stadt-
regierung im Liverpool der 
1980er Jahre. Damals führ-
ten Mitglieder der trotzkis-
tischen Militant Tenden-
cy (heute Socialist Party) 
eine Stadtverwaltung, die 
tausende neue Wohnun-
gen gegen den erbitterten 
Widerstand der hatcher-
Regierung bauen konnte. 
Das ging nur, weil man in 
der Stadt Massendemons-
trationen und Streiks zur 
Durchsetzung des Woh-
nungsbauprogramms or-
ganisierte. 

Wer kämpft, kann ge-
winnen. Doch jeder Erfolg 
ist so lange bedroht, wie 
wir in einer Welt leben, in 
der das Proitstreben das 
Maß aller Dinge ist. Deshalb 
kämpfen wir für eine ande-
re, eine sozialistische Welt.

Christian Bunke

 Wohnen

Wer kämpft, kann gewinnen – 
SozialistInnen gegen Wohnungsnot

Weltweit konnten CWI-Mitglieder in Bewegungen 
rund ums Wohnen wichtige Erfolge erzielen.
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Den Führerschein zu ma-
chen, ist für viele Men-
schen oft eine riesige Hür-
de. Nicht weil sie nicht 

Autofahren könnten, son-
dern weil es zu teuer ist. 
Durchschnittlich kostet 
er 1.500 €. Für Erste-Hil-
fe-Kurse (Dinge, die 2017 
zur Allgemeinbildung ge-
hören), Dokumentenaus-
stellungen, Perfektions-
fahrten, Fahrsicherheits-
Trainings muss zusätz-
lich gezahlt werden. Auch 
Neuantritte kosten ext-
ra. Autofahren ist für ei-

nen Großteil der Bevölke-
rung, besonders am Land, 
essentiell, um von A nach 
B zu kommen. Für vie-

le ist „Individualverkehr“ 
notwendig, um zu arbei-
ten und Geld zu verdie-
nen. Die SLP steht klar für 
kostenfreie Fortbewegung 
und massiven Ausbau des 
öfentlichen Verkehrs – 
das könnte Schadstofbe-
lastung zurückdrängen 
und Mobilität gewährleis-
ten. 

Nichts desto trotz ist ei-
ne Gesellschaft, in der das 

Auto ein zentrales Fortbe-
wegungsmittel ist, nicht 
von heute auf morgen ab-
geschaft. Um jedem Men-
schen die selbe Chance auf 
-  vor allem sichere - Mo-
bilität bieten zu können, 
muss der Führerschein 
als Unterrichtsfach in der 
Oberstufe eingeführt wer-
den. In einem ausreichen-
den Zeitraum kann so-
mit sichergestellt werden, 
dass junge Menschen Ver-
kehrsregeln, die Mecha-
nik, das Fahren, die Ver-
antwortung und die Ge-
fahren eines Fahrzeuges 
kostenfrei lernen. Fahr-
schulen müssten verstaat-
licht und somit zu echten, 
nicht-profitorientierten 
Bildungseinrichtungen 
umgestaltet werden.

Stefan Gredler 

Fahrschule in die Schule!

Der Führerschein ist sauteuer – 
die Ausbildung muss gratis und 
Teil des Schulunterrichts sein.

Seit ein paar Wochen gibt es 
wieder eine Debatte über 
die Vereinheitlichung des 
Jugendschutzes. Im Mo-
ment sind die Regelungen 
in jedem Bundesland un-
terschiedlich, was zu der 
absurden Situation führt, 
dass ein unter 16 jähriger 
im steirischen Hartberg am 
Abend zwei Stunden kür-
zer fortgehen darf als sei-
ne Freundin im 20 km ent-
fernten Oberwart im Bur-
genland.

Eine Vereinheitlichung ist 
dann zu begrüßen, wenn 
sie nicht benutzt wird, um 
Freiheiten weiter einzu-
schränken (z.B., indem die 
strengeren Tiroler Regeln 
übernommen werden) und 
damit ein Instrument zu 
schafen, um Jugendliche 
stärker zu kontrollieren und 
schikanieren.

Aber vor allem ist das Ge-
rede über den Jugendschutz 
nichts als Heuchelei. Denn 
anstatt sich damit ausei-
nanderzusetzen, was Ju-
gendliche dazu treibt, zu 
viel Alkohol oder Drogen 
zu konsumieren, setzt man 
lieber auf Strafen, Geset-
ze und Repression. Längst 
ist bekannt, dass viele v.a. 
auch deshalb trinken oder 
Drogen nehmen, weil man 
aus einer furchtbaren Rea-
lität mit fehlenden Ausbil-
dungschancen, miesen Jobs 
und AMS-Schikane liehen 
will.

Oder warum beschäf-
tigt sich die Regierung 

nicht mit besseren Schutz-
bestimmungen für Lehr-
linge? Dazu würde z.B. ge-
hören, den Kündigungs-
schutz für Lehrlinge wieder 
zu verbessern (der seit 2000 
immer weiter ausgehöhlt 
wurde) oder zu verhindern, 
dass Lehrlinge von ihren 
Betrieben länger als erlaubt 
bzw. in der Nacht eingesetzt 
werden.

Tatsächlich passiert das 
Gegenteil: anstatt hier Ju-
gendliche wirklich zu 
schützen, werden die we-
nigen Bereiche, die wirk-
lich helfen, kaputt gespart. 
In immer mehr Städten 
werden Jugendzentren ge-
schlossen oder bei Street-
work und anderen sozialen 
Betreuungsangeboten Jobs 
abgebaut.

Denn echter Jugend-
schutz sind nicht repressive 
Gesetze, sondern ein Aus-
bau von Streetwork, Mög-
lichkeiten zur gratis Frei-
zeitgestaltung (z.B. Sport, 
heater, Museum, Kino, 
Jugendzentren usw.), Be-
kämpfung von Leistungs-
druck am Schul- oder Aus-
bildungsplatz usw. Aber das 
kostet natürlich. Doch den 
Regierenden ist der Schutz 
der Bankkonten ihrer su-
perreichen FreundInnen 
wichtiger. Der beste „Ju-
gendschutz“ sind aber oh-
nehin Jugendliche, die für 
die eigene Zukunft und ge-
gen „Law & Order“ selbst 
aktiv sind. 

Christoph Glanninger

Kernige Uni-Pläne
In Kerns Plan A wird viel 
über Bildung gespro-
chen. Ziel seien die „bes-
ten“ Köpfe. Forschung und 
Lehre sollen stärker an 
die Befürfnisse der Wirt-
schaft gekoppelt werden. 

„Je nach Studiengruppe 
entscheidet die öfentli-
che Hand, wieviele Studi-
enplätze inanziert wer-
den.“ steht geschrieben 
und Kern hat auch klar-
gestellt dass „das Leis-
tungsprinzip beim Unizu-
gang mit sozialdemokra-
tischen Werten vereinbar“ 

sei. Soll heißen: Studie-
rende sollen nicht frei ent-
scheiden können, was sie 
studieren wollen, sondern 
sollen studieren, was „der 
Markt“ benötigt. Richten 
sollen das wohl Zugangs-
beschränkungen. VSStÖ 
und Gras sind skeptisch 
bezüglich der Ankündi-
gungen. Es braucht aber 
einen Plan W(iderstand), 
wie das zu verhindern ist. 
Mit mauen Protesten wird 
das nicht gehen. Das müs-
sen die Studis schon selbst 
organisieren.

Was ist das für  
Jugendschutz?

Der serbische Premier Vucic will die Rechte von Ar-
beiterInnen aushebeln, um die Proite der Kapitalis-
tInnen zu erhöhen: "Diese Arbeitsschutzbedingun-
gen schaden unserem Land. Wenn ich könnte, wür-
de ich meinen eigenen Sohn ein paar 24h-Schichten 
einlegen lassen." – Da wirds wohl nicht nur für seinen 
Sohn Zeit, auf die Barrikaden zu gehen!

„Vater“ des Monats
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Hong Kong: 
Regierungschef 
muss gehen

Leung Chun-ying („CY“) 
ist zurückgetreten – Mil-
lionen Menschen in Hong 
Kong feiern diese Neuig-
keiten. Als Regierungs-
chef von Hongkong war 
er ein Desaster für die Be-
völkerung mit Angrifen 
auf demokratische Rech-
te und einer sozialen Pola-
risierung. Es ist ironisch, 
dass seine Chefs im chine-
sischen Regime ihn dafür 
entlassen haben, dass er 

einen Teil des gewählten 
Legislative Council (Leg-
Co, gesetzgebende Kör-
perschaft, entspricht ei-
ner Art Parlament) entlas-
sen wollte. Seine Agenda 
bedeutete mehr Kontrolle 
über Honkong durch Fest-
landchina in Bezug auf 
Bildung, aggressives po-
litisches Vorgehen gegen 
Proteste und einen erneu-
ten Versuch, Artikel 23 
(ein „Antisubversionsge-
setz“) einzuführen. Sei-
ne Amtszeit war gekenn-
zeichnet von Vertiefung 
der Armut und einer Im-
mobilienkrise.

Wie auch immer die of-
izielle Version von CY’s 
Abgang lautet, der wirk-
liche Grund war, dass sei-
ne Herrschaft durch Mas-
senproteste blockiert 
wurde. Die Wahlergeb-

nisse der Wahl zur LegCo 
im September waren ei-
ne schmerzliche Niederla-
ge für das Establishment. 
Das wiederum war Ergeb-
nis der Regenschirmbe-
wegung von 2014. CY hat 
diesen 79 Tage dauern-
den Kampf überlebt – aber 
als angeschlagener Herr-
scher.

Vor seinem Abgang hat 
CY noch mit undemokra-
tischen Manövern ver-

sucht, seine Herrschaft 
zu sichern. So initiierte er 
z.B. eine Hexenjagd ge-
gen vier oppositionelle ge-
wählte VertreterInnen der 
LegCo, darunter „Long 
Hair“ Leung Kwok-hung 
von der Sozialdemokrati-
schen Liga. Drei von ihnen 
waren im September in die 
LegCo gewählt worden. 
Durch Attacken auf die 
demokratischen Opposi-
tionsparteien in der Leg-
Co hofte CY Rückende-
ckung von Peking für den 
auf die Elite beschränk-
ten Wahlprozess zum Re-
gierungschef zu erhal-
ten, um eine Spaltung in 
der herrschenden Elite zu 
vermeiden. Sein Plan war, 
die vier los zu werden und 
sie dann in den Nachwah-
len durch pro-Peking Po-
litikerInnen zu ersetzen. 

„Long Hair“ nannte die-
ses Manöver einen Putsch 
gegen die Wahlergebnis-
se des Septembers. Ein 
schwächerer oppositio-
neller Block hätte es der 
Regierung leichter ge-
macht, die LegCo zu kon-
trollieren und unpopu-
läre Maßnahmen durch-
zuboxen. CY hatte be-
reits angekündigt, Artikel 
23 einzuführen, der ein 
massiver Angrif auf die 

ohnehin beschränkten 
demokratischen Rechte in 
Hong Kong ist. Es handelt 
sich dabei um ein „Anti-
subversionsgesetz“ des-
sen Einführung bereits 
2003 durch Massenprotes-
te verhindert worden war.

Peking hat nun CYs 
Herrschaft beendet. Das 
zeigt die Nervosität der 
Herrschenden in Peking. 
Es gibt auch starke Indi-
zien, dass der Einbruch in 
das Büro von Socialist Ac-
tion, der Sektion des CWI 
in Hong Kong, aus die-
ser Richtung kommt. Das 
Büro ist in einer extrem 
armen Gegend, in der es 
aufgrund der Armut kaum 
Einbrüche gibt. Es wur-
den alte, schlechte (und 
schwere) Computer ge-
stohlen, Dokumente ge-
sucht und das ganze Büro 

unter Wasser gesetzt und 
somit Archive und Un-
terlagen vernichtet. Auch 
wenn der Schaden groß 
ist, konnten die „Diebe“ 
kaum Wertvolles mitneh-
men, was vermuten lässt, 
dass sie eher an Informati-
onen über unsere Arbeit in 
Hong Kong und China in-
teressiert waren.

Ein mögliches Ende der 
Herrschaft von CY ha-
ben SozialistInnen be-
reits nach den Wahlen im 
September vorhergesagt. 
Es war klar, dass das chi-
nesische Regime versu-
chen würde, weitere Be-
wegungen und Aufstände 
in Hong Kong zu vermei-
den. Eine kürzlich durch-
geführte Umfrage hat ge-
zeigt, dass nur 19% der 
Bevölkerung Hong Kongs 
eine Wiederwahl von CY 
unterstützt hätten. Peking 
wird CY mit einer weniger 
kontroversen Figur erset-
zen, um politische Span-
nungen zu reduzieren. Bei 
der Wahl im März könnten 
sie sich für eine Person wie 
Finanzsekretär John Tsang 
Chun-wah entscheiden, 
der unter den traditionel-
len Tycoon Familien eini-
ges an Unterstützung hat. 
Die Entscheidung Pekings, 
CY zu ersetzen ging von Xi 
Jinpung und der zentra-
len Führung aus und re-
lektiert den Machtkampf 
in Peking. Sie spiegelt den-
noch auch die Macht von 
Massenprotesten wider. 

CYs Rückzug ist auch 
ein verspäteter Sieg der 
Regenschirmbewegung. 
Das ist eine wertvol-
le Schlussfolgerung für 
die Frage, was als nächs-
ter Schritt nötig ist. 
Schon die Massenbewe-
gung 2003 gegen Arti-
kel 23 hatte einen Regie-
rungschef zum Abdan-
ken gezwungen. Diese 
Lehren sind wichtig für 
den Wiederaufbau der 
Pro-Demokratie Bewe-
gung in Hong Kong und 
China. Denn die Bewe-
gung war siegreich trotz 
der zögerlichen Haltung 
ihrer Führung, der soge-
nannten Pandemokraten. 
Sie hätte auf Festland-
china und auf die Ebene 
von Streiks und sozialen 
Kampfmaßnahmen aus-
geweitet müssen. Auch 
eine zukünftige Bewe-
gung muss das aufgrei-
fen. Denn auch wenn CY 
zurückgetreten ist – das 
undemokratische Sys-
tem von Korruption, für 
das er steht, ist noch in-
takt. Das Schicksal der 
vier Oppositionellen ist 
immer noch unklar. Wir 
müssen das gesamte Es-
tablishment stürzen – das 
System von kapitalisti-
scher Diktatur – wenn 
demokratische Rechte 
und soziale Gerechtigkeit 
Realität werden sollen. 

Sally Tang mei-ching
Socialist Action

  www.socialism.hk
www.chinaworker.info

Wiederkehrende große Proteste in China und Hong 
Kong machen die Herrschenden in Peking nervös.
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Für den Westen steckt Putin 
zur Zeit so ziemlich hinter 
allem: er soll dafür verant-
wortlich sein, dass Trump 
US-Präsident wurde und 
einen Plan haben, Merkel 

zu stürzen. Putin dagegen 
inszeniert sich als fried-
liebender Volkstribun, der 
die Welt gegen amerika-
nische Allmachtsfantasien 
verteidigt. An beidem ist 
wenig dran. Putin ist ein 
autoritärer Herrscher, der 
vor wenig zurückschreckt, 
aber Trump hat das US-
amerikanische Establish-

ment schon selbst zu ver-
antworten. Und von Putins 
Liebe zum Frieden können 
die Menschen in Georgien, 
der Ukraine und in Syrien 
ein Lied singen.

Die USA und Russland ge-
hören zwei unterschied-
lichen imperialistischen 
Blöcken an, die um Macht 
und Einluss ringen. So 
unterstützen beide in Sy-
rien unterschiedliche 
Gruppierungen. Wäh-
rend die USA die Rebellen 
unterstützt, steht Russ-
land auf der Seite Assads. 

Ähnlich auch im Ukra-
inekonlikt. Es geht um 
Vormachtstellung, wirt-
schaftliche Vorteile und 
Dominanz der Regi-
on. Wie die USA ist auch 
Russland unter Putin ei-
ne imperialistische Macht 
und kein Ansatzpunkt für 
Linke und Anti-Imperi-
alistInnen. Die aktuelle 
Schwäche und politische 
Krise der USA nützt Pu-
tin, um Meter im impe-
rialistischen Wettlauf zu 
machen. Auch Putin wur-
de nur von einer Minder-
heit gewählt: bei den letz-
ten „Wahlen“ konnte sei-
ne Partei in manchen Ge-
bieten nur 14% erlangen 
- von den 50%, die über-
haupt zur Wahl gingen. 
Widerstand gegen Putin 
und seine Politik ist nur 
eine Frage der Zeit. 
  Nicolas Prettner

Friedenstaube Putin?

Indien: Gegen Landraub

Putin ist nicht der Teufel 
in Person, aber auch um 
keinen Deut besser 
als der US-Imperialismus.

Trumps Präsidentschaft be-
deutet Angrife auf Arbei-
terInnen, MigrantInnen 
und Frauen. Doch werden 
sich seine politischen Ent-
scheidungen fundamen-
tal von jenen Obamas un-
terscheiden? Obama wur-
de mit einem Mandat für 
„Hofnung“ und „Verän-
derung“ gewählt. Man er-
hofte eine gleichere und 
gerechtere Gesellschaft. 
Tatsächlich kam es anders. 
In den ersten Monaten ret-
tete Obama die Wall Street 
Banken, die die Wirt-
schaftskrise ausgelöst hat-
ten und schickte zusätzli-
che Truppen nach Afgha-
nistan. Statt der verspro-
chenen „transparentesten 
Regierung der Geschich-
te“ wurde der Überwa-
chungsstaat ausgebaut, der 
WhistleblowerInnen wie 
Chelsea Manning und Ed-
ward Snowden verfolgt – 
daran ändert auch Man-
nings Begnadigung kurz 
vor Obamas Abtritt nichts.

Es ist erschreckend, 
wenn Trump die Auswei-
sung von zwei bis drei Mil-
lionen undokumentierten 
ArbeiterInnen ankündigt - 
doch unter der Obama-Re-
gierung wurden 2,4 Milli-
onen MigrantInnen depor-
tiert, mehr als unter jedem 
anderen US-Präsidenten. 
Trumps Rassismus und 
sein Versprechen, Einwan-
derung aus „terroranfäl-
ligen Regionen“ (gemeint 
sind Moslems) zu verbie-
ten, sind widerlich. Doch 

sind seine Worte schlim-
mer als das Handeln der 
Obama-Regierung, die al-
lein im letzten Jahr 26.000 
Bomben auf hauptsächlich 
muslimische Länder wie 
Somalia, Libyen oder Pa-
kistan abgeworfen hat? In 
vielen Gegenden leben die 
Menschen in dauernder 
Angst vor Drohnenangrif-
fen, die ihr Leben jederzeit 
auslöschen könnten. Das 
ist Obamas Erbe im Nahen 
und Mittleren Osten. Es ist 
zynisch, wenn Obama sich 
sorgt, dass die USA „einen 
Präsidenten bekommen 
könnten, der […] Kriege 
auf der ganzen Welt ohne 
Rechenschaftsplicht oder 
demokratische Debatte 
führen kann.“

Es ist gut, dass hun-
derttausende insbesonde-
re beim Frauenmarsch auf 
Washington gegen Trumps 
Amtseinführung auf die 
Straße gehen. Aber die Er-
fahrungen mit Obama zei-
gen: Wenn wir Trumps Po-
litik wirklich bekämpfen 
wollen, können wir uns 
nicht auf die Demokrati-
sche Partei verlassen. Aus 
den sozialen Bewegungen, 
die überall aus dem Boden 
sprießen, wie dem Kampf 
um einen $15 Mindestlohn, 
Black Lives Matter und der 
Umweltbewegung, muss 
eine Partei der 99% entste-
hen, die den Widerstand 
gegen Trump und sein Sys-
tem zum Erfolg führen 
kann.

 Brettros

Donald Obama und 
Barack Trump?

Die indische Regierung will 
in Puna einen neuen Flug-
hafen bauen. Für das Me-
ga-Projekt sollen absurde 
3.000 Hektar Land „im öf-
fentlichen Interesse“ ent-
eignet werden. Ähnliche 
Projekte waren Tarnung 
für Luxus-Projekte für die 
kleine Gruppe der Reichen. 
Das Risiko für die Investi-
tionen trug stets die öf-
fentliche Hand. „New So-
cialist Alternative - NSA“ 
(CWI in Indien) hilft, den 
Widerstand der von Ent-
eignung bedrohten Bevöl-

kerung zu organisieren. In 
vielen Dörfern haben sich 
Komitees gebildet, die 
NSA in Puna vernetzt. Die 
Regierung versucht, je-
des Dorf einzeln mit Ein-
schüchterungen und Lü-
gen-Versprechen zum 
Einlenken zu bringen, die 
Vernetzung soll genau das 
verhindern. Mit einer Ver-
leu mdu ngs-Kampagne 
auch gegen NSA und Dro-
hungen gegen zentrale 
AktivistInnen reagiert die 
Regierung.   
    www.socialism.in

Nord-Irland: Links tut sich was
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

In den letzten Jahren heizt 
sich der alte katholisch-
protestantische Konflikt 
in Nordirland wieder an, 
was als Ablenkungsma-
növer gelegen kommt. 
Die Labour Party gab es 
dort bisher nicht und sie 
wurde auch nicht ver-
misst. Seit deren neuer 
Chef Corbyn diese aber 
mit linken, kämpferi-
schen Inhalten füllt, hat 
sich das geändert: Nach 
einer Initiative unserer 
Schwesterpartei hat sich 
dort die „Labour Alter-

native (LA)“ gegründet. 
Sie steht für Widerstand 
gegen Kürzungen, und 
zwar gemeinsam über 
die Konfessionsgrenzen 
hinweg. Statt Katholisch 
und Protestantisch ge-
geneinander auszuspie-
len, organisiert LA Ar-
beiterInnen aus beiden 
Lagern. Diese Alternative 
kommt gut an: Seit Mai 
ist LA von 400 auf 3.000 
Mitglieder gewachsen 
und damit am zweit-
meisten!                     
         www.socialistpartyni.net

Brasilien
Vom 27.-29.1. indet die bis-
her größte Lateinameri-
ka-Schulung des CWI statt. 
Unter den TeilnehmerInnen 
aus Chile, Brasilien, Vene-
zuela, Mexiko, den USA und 
Spanien sind auch Vertrete-
rInnen der „Izquierda Re-
volucionaria“, einer sozia-
listischen Organisation, mit 
der das CWI in Diskussion 
steht. Neben der Lage in La-
teinamerika ist daher auch 
die Reorganisierung der re-
volutionären Linken inter-
national hema.

www.socialistworld.net
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Fake News & „seriöse“ Medien: 
Ihre Wahrheit gegen unsere

„Postfaktisch“ ist das Mo-
dewort dieser Tage. Das 
Oxford Dictionary wähl-
te es zum internationalen 
Wort des Jahres 2016, und 
auch die Gesellschaft für 
deutsche Sprache verlieh 
ihm diesen Titel. Die „se-
riösen“ Medien sind voller 
Empörung über postfak-
tische Fake News: Nicht 
mehr Fakten, sondern 

Emotionen oder gar poli-
tische Motive bestimmen 
die gesellschaftliche und 
politische Debatte, so der 
Vorwurf. 

Natürlich wird im In-
ternet allerlei Unsinn ver-
breitet. Natürlich grei-
fen Boulevardblätter je-
des Gerücht auf, um eine 
Sensation zu verkaufen. 
Aber ist die „seriöse“ 
Presse deswegen neutral? 
Josef Urschitz schreibt in 
der Presse vom 30.12.2016 
ganz nüchtern: „Stärke-
re Besteuerung der Er-
träge aus Besitz und „in-
tellectual property“ sind 
schwer ideologisch be-
lastet und greifen in be-
stehende Besitzstände 
ein“, und bezeichnet das 
Sozialsystem als „nicht 
mehr zeitgemäß“ – Nie-
mand von den HüterIn-
nen journalistischer Pro-
fessionalität würde ihm 

hier vorwerfen, er ver-
breite Fake News. Eine 
neutrale „Wahrheit“ ist 
das jedoch auch nicht - Er 
drückt hier nur die Inte-
ressen der Klasse aus, für 
die er schreibt: die Kapi-
talistInnen, die ihre Pro-
ite verteidigen wollen. In 
ihre Besitzstände (die aus 
unserer Arbeit kommen) 
einzugreifen, ist für ihn 

tabu. Die kapitalistische 
Ausbeutung ist auch für 
die „seriöse“ Presse ein 
Naturgesetz, das zu kri-
tisieren oder gar zu be-
kämpfen unvernünftig 
oder „ideologisch vorbe-
lastet“ ist. 

Die herrschenden Medien 
drücken immer die all-
gemeinen Interessen der 
Klasse aus, die von den 
grundlegenden Mecha-
nismen dieses Systems 
profitiert – und stellt sie 
als tatsächliche Interes-
sen der ganzen Gesell-
schaft, als „Wahrheit“ 
dar. Vom Standpunkt all 
jener, die tagtäglich unter 
diesem System leiden, ist 
jedoch an dieser „Wahr-
heit“ nicht mehr dran als 
an einer wissentlich ver-
breiteten Lüge. Das Pro-
blem ist also nicht, dass 
die herrschende Presse 

lügt, wie die rechtsex-
tremen „Lügenpresse“-
Schreier behaupten, son-
dern dass sie die Wahr-
heit sagt: die Wahrheit 
ihrer Klasse. Was den In-
teressen der Herrschen-
den widersprach, war 
hingegen immer schon 
„unvernünftig“: Im 19. 
Jahrhundert die Idee der 
Gleichstellung von Frau-

en, im 20. Jahrhundert 
die Gegnerschaft zu im-
perialistischen Weltkrie-
gen usw.

Im Zuge der wirt-
schaftlichen Krise wird 
immer klarer, dass es 
keine gemeinsamen In-
teressen verschiedener 
Klassen gibt. Der weh-
mütige Blick in vergan-
gene, „sachlichere“ Zei-
ten ist die Sehnsucht 
nach einer Ära, in der die 
Herrschaft der Kapitalis-
tInnen noch stabiler war. 
Der „Brexit“ war für die 
Presse unvernünftig und 
postfaktisch – weil ih-
re Klasseninteressen, die 
Stabilität der EU, nicht 
mehr als oberstes Krite-
rium galten. Auch unter-
einander kriegen sie sich 
immer mehr in die Haa-
re: Dieselben Medien, 
die gegen „Fake News“ 
ankämpfen, finden nun 

russische Verschwörun-
gen hinter jeder Ecke, 
z.B. bei der US-Präsi-
dentschaftswahl – Wäh-
renddessen schreiben 
putintreue Medien seit 
Jahren die NATO-Invasi-
on Russlands herbei. Die 
zunehmende Rivalität 
zwischen westlichen Me-
dien und z.B. dem russi-
schen Sender RT ist Aus-

druck der steigenden 
zwischen-imperialisti-
schen Spannungen.

Aber (Falsch-)Informa-
tionen, ja sogar plumpe 
Lügen können sich nur 
in dem Maße verbreiten, 
in dem sie an ein beste-
hendes Bewusstsein an-
knüpfen. In dem Sinne 
sind sie nie Ursache, wohl 
aber Auslöser von Akti-
vitäten. Über die Zeit der 
bürgerlichen Revolutio-
nen schreibt Marx: „So 
reif war Spanien für eine 
Revolution, dass selbst 
falsche Nachrichten ge-
nügten, sie hervorzuru-
fen. Auch 1848 waren es 
falsche Nachrichten, die 
den revolutionären Or-
kan entfesselten.“ (Das 
revolutionäre Spanien, 
MEW 10, 481)

„Postfaktische“ Phä-
nomene wie der Brexit, 

die Wahl Trumps oder 
der Aufstieg des euro-
päischen Rechtspopu-
lismus haben einen ge-
meinsamen Kern: In ih-
nen drückt sich Angst 
vor den Folgen der zer-
störerischen kapitalis-
tischen Krise und der 
Wunsch nach Verände-
rung aus. Gerade deswe-
gen darf die Linke heute 
nicht „realistisch“ oder 
„vernünftig“ im Sinne 
der Herrschenden sein. 
„Ve r a n t wo r t u n g s vo l-
le“, „sachorientierte“, 
„pragmatische“ Poli-
tik zu machen, bedeutet, 
sich mit den Herrschen-
den ins gleiche, sinkende 
Boot zu setzen. Das gibt 
wiederum der rechts-
extremen Hetze Muni-
tion, die sich dann als 
einzige Alternative dar-
stellen kann. Den Sach-
zwängen der Herrschen-
den müssen die Bedürf-
nisse von ArbeiterInnen 
und Arbeitslosen jegli-
cher Herkunft und aller 
Geschlechter kompro-
misslos entgegengestellt 
werden. Es braucht mehr 
linke Medien und Kräfte, 
die die existierende Wut 
auf das bestehende Sys-
tem aufgreifen und orga-
nisieren, auch wenn das 
als „unseriös“ diffamiert 
wird. Für die herrschen-
de Klasse ist der Bruch 
mit der kapitalistischen 
Logik unvernünftig und 
den Fakten widerspre-
chend. Für uns ist er not-
wendig. 

Sebastian Kugler

Auch „seriöse“ Medien geben eine einseitige 
Wahrheit wider: die „Wahrheit“, 
die den Herrschenden nützt.
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1800 Uhr 
im ‘Habert Café’ 
Salzkammergut Einkaufspark

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Dienstag, 1900 Uhr  
im ‘Restaurant Rondo’ 
Marienplatz 1

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15,; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau-Ost 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau-West 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

 
Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?  
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Klaus Gietinger behandelt 
in seiner Nautilus Flug-
schrift auf 189 Seiten in 
äußerst spannender Art 
die Ermordung Rosa Lu-
xemburgs. Akribisch ge-
nau dokumentiert er die 
Vorgänge, die zum Tod 
der Revolutionärin führ-

ten. Die Fakten weichen 
äußerst stark von der 
veröffentlichten Darstel-
lung der deutschen Bun-
desregierung aus dem 
Jahr 1962 ab. Deren Be-
richt besagte, dass Rosa 
von einem Standgericht 
erschossen worden sei. 
Tatsächlich zeigt dieses 
Buch auf, wie sich das 

Großkapital verschworen 
hat, um eine unliebsa-
me Frau aus dem Weg zu 
schaffen. Des Weiteren 
werden Kurzbiographi-
en von allen beteiligten 
Personen geliefert. Eine 
äußerst interessante Be-
schreibung, wie Kapita-

listInnen ihre Taten ver-
tuschen wollen und da-
bei von der Justiz unbe-
helligt bleiben. Der Mord 
an Rosa Luxemburg war 
der Auftakt an einer Se-
rie von politischen Mor-
den, die in den folgen-
den Jahren weitergingen, 
bis der Faschismus an die 
Macht kam. Was sagt uns 

das für heute? Justiz und 
Polizei sind blind auf dem 
rechten Auge, sie sind ein 
Teil des Staatsappara-
tes. Auch antifaschisti-
sche Bürgerliche irren, 
wenn sie sich im Kampf 
gegen den Rechtsext-
remismus auf den Staat 
verlassen. Es ist kein Zu-
fall, dass linke Gruppie-
rungen beobachtet wer-
den und Rechtsextreme, 
wie die „Reichsbürger“, 
jahrelang ungescho-
ren ihr Unwesen treiben 
können. Und: wenn es 
um die Macht geht, wür-
de der bürgerliche Staat 
wieder brutal gegen die 
ArbeiterInnenbewegung 
vorgehen. Das Buch ist 
hochaktuell. 

Klaus Gietinger,
 „Eine Leiche im 

Landwehrkanal“ 
Verlag 1900 Berlin 

ISBN: 3-930278-02z

Ich komme aus dem Be-
zirk Gmunden. Gmun-
den ist eigentlich ein sehr 
wohlhabender Bezirk, 
aber auch hier merkt man 
schon die Schere zwischen 
Arm und Reich. Ich selbst 
komme aus der „Mittel-
schicht“, hatte aber auf-
grund der Gegend, in der 
ich wohnte immer ei-
nen Einblick, wie es den 
nicht so Glücklichen er-
geht. Ursprünglich wand-
te ich mich eher keynesi-
anischen Lösung zu und 

glaubte man könnte so das 
Unheil in der Welt besei-
tigen. Ein Freund machte 
mich auf die SLP aufmerk-
sam und meinte, dass 
sie mir gefallen könnte. 
Ich machte anfangs noch 
Witze über die Seriosi-
tät, mit der an die poli-
tische Arbeit rangegan-
gen wird. Doch nach eini-
ger Zeit merkte ich selbst, 
dass man nur durch ein 
konsequentes Auftreten 
Rassismus, Sexismus, Ho-
mophobie und dem Kapi-

tal die Stirn bieten kann. 
Nach relativ schneller Zeit 
war ich bei den ersten Ak-
tionen dabei und las mei-
ne erste Vorwärts. Nach 
einem halben Jahr enga-
gierte ich mich auch im 
Lesekreis und begann, 
mich weiter zu bilden. Es 
wurde mir immer präsen-
ter, dass unter den beste-
henden Umständen kein 
Weiterbestehen möglich 
sein kann.

Maurice Skukaleg (18), 
Schüler aus Gmunden

Lange waren das Partei-
programm und die Partei-
geschichte der SLP ausver-
kauft. 

Jetzt ist beides neu auf-
gelegt, die Parteigeschich-
te wurde sogar vollständig 
überarbeitet und aktuali-
siert.

SLP-Parteiprogramm: 
Den Wahnsinn des 

Kapitalismus beenden – 
Sozialismus erkämpfen

48 Seiten A5 um €2.- 
(plus Porto)

SLP-Parteigeschichte: 
Keine faulen Kompromisse – 

Vorwärts zum Sozialismus: 
Ein historischer Abriss 

unserer Arbeit und Methoden
92 Seiten A5 um €5.- 

(plus Porto)

Und ein Paket-Angebot: 
Programm & Geschichte  

samt 10-Ausgaben Vorwärts-
Abo um €25.- 

IBAN: AT256000000008812733
BIC: OPSKATWW 

Zweck: P&G&V-Paket 
Einzelbroschüren: Preis + €2.- 

fürs Porto überweisen.

Der aktuelle SLP-Lesetipp

Warum ich der SLP beigetreten bin Andere über uns

Bei der Demo gegen den rechtsextremen Akademiker-
ball in Graz war die SLP vorne mit dabei. Trotz der weit-
gehend unpolitischen Mobilisierung, die pseudolusti-
ge Sprüche klopfte statt politische Forderungen zu for-
mulieren, kamen hunderte AntifaschistInnen. Unser 
Transparent schafte es in orf.at und war Sammelpunkt 
für DemonstrantInnen – Ofenbar gibt es doch genü-
gend Nachfrage nach politischen Inhalten!

„Eine Leiche im Landwehrkanal“ 

 - Ein spannendes Buch zu 

den Hintergründen des 

Mordes an Rosa Luxemburg.

Parteiprogramm und Partei-
geschichte wieder erhältlich



 F Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & Konzerne wollen wir ein 
öfentliches Investitionsprogramm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Plegebedürftigen 
durch bezahlte Fachkräfte. Schluss mit 
Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen die Angrife der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öfentlichen Spitälern in allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

 F Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Garantierte Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
 F Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat und Aufrüstung 
setzen wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechtsextreme Organisation 
wie Burschenschaften & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 
sondern wir brauchen eine neue starke, 

kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umweltzerstörung, Armut 
& Verschuldung sind die Folge neokolonialer 
Politik im Interesse von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit oder Mitgliedschaft in 
imperialistischen Militärbündnissen. Nur 
internationale Solidarität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewegung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges Leben für Alle schafen.
 F Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öfentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand durch 
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & Proiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.Di
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Am 3.2. indet der Aka-
demikerball der Wiener 
FPÖ in der Hofburg statt, 
am 4.2. tanzen die Rech-
ten in Linz. Wieder tref-
fen hunderte Gäste, man-
che bekannte Rassisten, 
Antisemiten und Sexisten 
aus ganz Europa zusam-
men. Die Wahlerfolge von 
Front National, AfD, Do-
nald Trump und der FPÖ 
und die zunehmende Ver-
breiterung rechten Ge-
dankengutes in den Me-
dien machen es immer 
wichtiger, auf die Stra-
ße zu gehen. Wir müssen 

protestieren und v.a. auch 
die Zusammenhänge zwi-
schen Kapitalismus, Ras-
sismus und Sexismus auf-
zeigen. Die rechten Het-
zer sind sehr aktiv gegen 
Frauenrechte: dort, wo 
die FPÖ an Gesetzen mit-
wirkt, wurde nicht nur in 
der Flüchtlingshilfe und 
der Altenplege einge-
spart, sondern auch ein 
reaktionäres Frauenbild 
propagiert. In Wels kürzt 
die FPÖ bei der Kinderbe-
treuung, was es Frauen er-
schwert, einer Erwerbsar-
beit nachzugehen.

Doch weltweit stehen 
Frauen an der Spitze der 
Proteste gegen Trump, Ge-
walt gegen Frauen und 
Kürzungspolitik. Auch in 
Österreich ist die Situati-
on von Frauen alles ande-
re als rosig: niedrige Löh-
ne, Gewalt, erzwungene 
Teilzeitarbeit etc. Hilf mit, 
damit der kommenden In-
ternationale Frauentag am 
8. März ein lauter wird: für 
Frauenrechte, das Recht 
auf Schwangerschaftsab-
brüche, gleiche Löhne und 
leistbare Wohnungen! 

 Shona hompson

Frauen gegen 
rechte Hetzer

So machte Linz gegen homophobe Gewalt mobil

Für die Rechte der Frauen kämpfen 
heißt: Gegen den Akademikerball, 
gegen Trump und gegen Kapitalismus!


